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ÜBER DIE REIHE
Der vorliegende Bericht wurde entlang des Bewertungsrahmens des Global Pluralism 
Monitor erstellt. Die Länderbewertungen des Global Pluralism Monitor werden jeweils 
von einem Team von Expert*innen für Diversitätsfragen durchgeführt, die entweder 
selbst Staatsangehörige des entsprechenden Landes sind oder über umfangreiche 
Erfahrungen im diesem Land verfügen.

Es gilt, die in diesem Bericht vorgestellten Bewertungen nicht als Teil einer universellen 
Skala oder eines Ranking-Systems zu interpretieren, das für alle Länder gleichermaßen 
anwendbar wäre. Vielmehr sind sie als kontextspezifische Anhaltspunkte hinsichtlich 
der Fortschritte des jeweiligen Landes auf dem Weg zu einem pluralistischen Ideal 
(beziehungsweise einer Bewegung weg davon) zu verstehen. So könnte etwa eine 
Gesellschaft, die infolge eines Konflikts noch immer Gewalt erlebt – jedoch vergleichs-
weise weniger als auf dem Höhepunkt des Konflikts selbst – innerhalb des vorliegenden 
Referenzrahmens eine ähnliche Punktzahl erreichen wie eine Gesellschaft, die zwar 
einmal friedlich war, in jüngerer Zeit jedoch einen Anstieg von Hassverbrechen erlebt. 
Der Global Pluralism Monitor zielt darauf ab, Länder nach ihren eigenen Vorausset-
zungen zu bewerten, um den stark kontextabhängigen Charakter des Pluralismus so 
widerzuspiegeln: Es besteht demnach schlicht kein einheitlicher Weg zum Erfolg, dem 
alle Gesellschaften folgen müssen.

Weitere Informationen über den Monitor und seine Methodik finden Sie auf unserer 
Website, unter: www.pluralism.ca/monitor.

DANKSAGUNGEN
Das Global Centre for Pluralism möchte sich bei folgenden Personen ausdrücklich 
für ihre Unterstützung und ihre Beiträge zum Global Pluralism Monitor bedanken: 
Anna-Mária Bíró, Gina Cosentino, Allison Harell, Niraja Gopal Jayal, Will Kymlicka, Hwok 
Aun Lee, Corinne Lennox, Tavinder Nijhawan, Edem Selormey, Ashad Sentongo, Rachel 
Sieder, Frances Stewart und Stefan Wolff.



ÜBER DEN GLOBAL 
PLURALISM MONITOR

MESSUNG VON INKLUSION UND 
AUSGRENZUNG IN VIELFÄLTIGEN 
GESELLSCHAFTEN

Das Leben und die Auseinandersetzung mit Unterschieden innerhalb einer Gesellschaft 
stellt eine Herausforderung dar, der sich alle Gesellschaften stellen müssen. Mit zuneh-
mender Ungleichheit, Marginalisierung und Spaltung wird die Förderung friedlicher und 
inklusiver Gesellschaften eine immer dringlichere Aufgabe.

Vulnerable Gruppen, insbesondere religiöse und ethno-kulturelle Minderheiten, indigene 
Gruppen sowie Frauen und Mädchen, sind fortlaufender politischer, wirtschaftlicher 
und sozialer Ausgrenzung ausgesetzt. Um gerechtere, friedlichere und wohlhabendere 
Gesellschaften zu fördern, müssen diese Ausschlüsse offen adressiert werden. Um 
wirksame Gegenmaßnahmen zu ergreifen, benötigen Politiker*innen und Fachleute ein 
holistisches Verständnis der genannten Problemlagen.

Der Global Pluralism Monitor, der vom Global Centre for Pluralism ins Leben gerufen 
wurde, versteht sich als Messinstrument, das den Zustand des Pluralismus weltweit 
bewertet. Über politische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Bereiche hinweg dient 
der Monitor als inhaltliche Grundlage für Entscheidungsprozesse, um die zugrundeliegen-
den Ursachen von Ausgrenzung zu adressieren und die Aussichten für mehr Pluralismus 
weiterzuentwickeln.

Erweiterte Anstrengungen seitens Regierungen, der Zivilgesellschaft und dem 
Privatsektor

Der Monitor ermöglicht:

•	 Lückenanalyse: um den Zustand des Pluralismus in Gesellschaften zu bewerten und 
Bereiche zu identifizieren, in denen Interventionen zur Bewältigung von Ausgren-
zung erforderlich sind;

•	 Trendanalyse: um die Entwicklung eines Landes im Lauf der Zeit nachzuverfolgen, 
hin zu mehr Inklusion oder Ausgrenzung;

•	 Intersektionale Analyse: zur Bewertung der Behandlung von Frauen in Gesellschaften, 
unter Berücksichtigung gruppenbezogener Dynamiken von Inklusion und Ausgrenzung;

•	 Konfliktprävention: zum Erkennen von Anzeichen von Ausgrenzung und Margina-
lisierung, noch bevor eine Krise ansteht;

Was ist Pluralismus?

Gesellschaftliche 
Diversität ist eine 
universelle Tatsache; 
wie Gesellschaften 
auf Diversität 
reagieren, ist dagegen 
eine partikulare 
Entscheidung. 
Pluralismus ist eine 
positive Antwort 
auf Diversität. 
Pluralismus bedeutet 
Entscheidungen zu 
treffen und auf eine 
Weise zu handeln, die 
auf der Wertschätzung 
von Diversität beruhen 
– als Individuen und als 
Gesellschaften.
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•	 Gute Praktiken: Identifikation von Initiativen, die eine positive Wirkung haben und 
somit weiterentwickelt werden können oder auch als Vorbild für andere Kontexte 
dienen.

Ein Ansatz, der auf institutionellen sowie auf kulturellen Reaktionen auf Diversität 
basiert

Der Ansatz des Centre for Pluralism konzentriert sich auf Institutionen (Hardware), 
kulturelle Prozesse (Software) und die komplexen Interaktionen zwischen diesen beiden 
Bereichen. Institutionelle Regelungen wie Verfassungen, Parlamente, Gerichte und 
Regierungssysteme umreißen die rechtlichen und politischen Räume, innerhalb derer 
Mitglieder der Gesellschaft handeln. Kulturelle Gewohnheiten oder Denkmuster prägen 
unsere Wahrnehmung davon, wer dazugehört, wer einen Beitrag leistet und wie wir 
täglich miteinander interagieren.

Der Bewertungsrahmen des Monitors basiert auf einem Zusammenspiel zwischen insti-
tutionellen und kulturellen Reaktionen und misst Ein- und Ausschlüsse in politischer, 
wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht. Die 20 hierfür relevanten Indikatoren umfassen:

1.	 Rechtliche Verpflichtungen zur Unterstützung von Pluralismus;
2.	 Praktiken staatlicher Institutionen zur Umsetzung jeweiliger Verpflichtungen;
3.	 Führung in Richtung Pluralismus durch gesellschaftliche Akteure;
4.	 Zustand gruppenbasierter Ungleichheiten;
5.	 Beziehungen zwischen Gruppen und Zugehörigkeit.

Basierend auf Fachwissen und Daten

Ein Team nationaler Experten für Vielfalt und Inklusion verwendet den Bewertungsrahmen 
des Monitors‚ um einen Länderbericht zu erstellen, basierend auf einer Reihe qualitativer 
sowie quantitativer Daten. Diese Berichte bieten Empfehlungen für Entscheidungsträ-
ger*innen und Fachleute, wie Pluralismus vorangebracht werden kann. Sie bilden eine 
Grundlage für Dialog mit entsprechenden Interessengruppen innerhalb der Gesellschaft.

Jedes Expert*innen-Team wird ermutigt, die Geschichte, die sie über den Pluralismus 
erzählen möchte, selbst zu definieren. Die Berichte sind somit in den lokalen Gegeben-
heiten verankert. Sie sollen das größtmögliche Potenzial auf die Politik und praktische 
Umsetzung haben.

Der Monitor wird von einem internationalen Technischen Beirat führender Expert*innen 
für Indizes und Vielfaltsfragen geleitet.
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ZUSAMMENFASSUNG
GESAMTBILANZ: 6 PUNKTE
Im Jahr 2015 sah sich Europa mit einem Anstieg von Asylbewerber*innen konfrontiert, 
Hunderttausende Personen aus Konfliktgebieten oder mit marginalisierten Hintergründen 
strömten nach Deutschland. In der Folge kam es zu rassistisch motivierten Angriffen 
und rechtsextremem Terrorismus, der sich gezielt gegen diese Gemeinschaften richtete. 
Wegen Bedenken hinsichtlich der Integration von Einwanderer*innen und Deutschlands 
historischen Erfahrungen mit Gewalt und Rassifizierung marginalisierter Menschen 
laufen Diskussionen über Minderheiten in Deutschland oftmals besonders kontrovers 
ab. Der Global Pluralism Monitor Bericht zu Deutschland verdeutlicht diese Auseinan-
dersetzung, indem er sich auf zwei verschiedene Formen von Diversität konzentriert: 
nationale Gruppen auf der einen sowie ethno-religiöse, immigrierte und postmigranti-
sche Minderheiten auf der anderen Seite (sprich, Personen, die in der Vergangenheit 
eingewandert sind, deren kultureller, ethnischer oder “rassischer” Hintergrund jedoch 
weiterhin als Marker ihres “Andersseins” angesehen wird). Ziel des Berichts ist es, die 
vielschichtige Realität des Landes hinsichtlich seiner Beziehungen zu den verschiedenen, 
in ihm lebenden Gemeinschaften freizulegen.

Auf politischer Ebene erkennt Deutschland die Bedeutung der Wertschätzung von 
Diversität an. Das Land blickt auf eine lange Geschichte des Multikulturalismus und ist 
durch Migration zunehmend diverser geworden. Die deutsche Gesellschaft versuchte, 
Migrant*innen zu integrieren und politische Strategien zur Förderung von Gleichstellung 
und Diversität umzusetzen. Darüber hinaus richtete Deutschland Systeme zur Unter-
stützung und Stärkung marginalisierter Gemeinschaften ein – etwa entsprechende 
Beratungsgremien und Antidiskriminierungsstellen. Gleichzeitig steht Deutschland jedoch 
noch immer vor Herausforderungen, die einen pluralistischen Ansatz erschweren. Diskri-
minierung und Vorurteile sind noch immer vorherrschend. Der Staat hat Maßnahmen 
ergriffen, die dem entgegenzuwirken sollen, einschließlich der Einführung von Gesetzen 
zur Bekämpfung von Hate Speech und Diskriminierung. Dennoch existieren bis heute 
tiefe Gräben sozialer, kultureller und religiöser Unterschiede, entlang derer ethnische 
Deutsche sich über Individuen anderer Gemeinschaften erheben.

RECHTLICHE VERPFLICHTUNGEN

Deutschlands Verpflichtung zum Schutz der Rechte von Minderheiten, Frauen und 
Kindern sowie zur Verhinderung von Diskriminierung aufgrund von Geschlecht, “Rasse” 
und Religion ist durch internationale Verträge, Vereinbarungen, Menschenrechtsabkom-
men sowie durch Deutschlands Rolle als EU-Mitglied verbindlich geregelt. Als Mitglied 
des Europarats hat Deutschland diverse Verträge unterzeichnet, die die kulturellen und 
sprachlichen Rechte nationaler Minderheiten schützen. Darüber hinaus gewährt das 
deutsche Grundgesetz Einzelpersonen Menschen- und Minderheitenrechte und stellt die 
Gleichbehandlung und den Schutz vor Diskriminierung postmigrantischer und nationaler 
Minderheitengruppen sicher. Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz Deutschlands 
schützt Menschen- und Minderheitenrechte, wobei dieses Gesetz individuellen Schutz 

Dennoch existieren 
bis heute tiefe Gräben 
sozialer, kultureller 
und religiöser 
Unterschiede, entlang 
derer ethnische 
Deutsche sich über 
Individuen anderer 
Gemeinschaften 
erheben.



Die systematische 
Unterrepräsentation 
von Minderheitengrup-
pen im öffentlichen 
Sektor erschwert 
die Förderung der 
Sichtbarkeit ihrer 
vielfältigen Stimmen.

über die Diskriminierung von Gruppen stellt und bemerkenswerte Lücken aufweist. 
Wenngleich die Belange nationaler Minderheiten und Minderheitensprachen auch in den 
kommunalen Verfassungen der Länder behandelt werden, ist deren Umsetzung doch oft 
dürftig. Darüber hinaus erschweren Vorschriften, die die doppelte Staatsbürgerschaft 
unterminieren, den Zugang zur deutschen Staatsbürgerschaft. Obwohl es in Deutsch-
land Gesetze wie das Staatsangehörigkeitsgesetz gibt, das den Erwerb der deutschen 
Staatsbürgerschaft prinzipiell ermöglicht, müssen einige Personen ihre angestammte 
Staatsangehörigkeit aufgeben, um die deutsche Staatsangehörigkeit zu erlangen.

PRAKTIKEN UND FÜHRUNG

Deutschland versucht, Pluralismus in seinem Staatswesen zu verkörpern, tut sich 
allerdings schwer damit, Repräsentant*innen diverser Gemeinschaften landesweit gleich-
berechtigten Zugang und gleichwertige Formen der Vertretung zu gewährleisten. Damit 
ist Deutschland letztlich nicht in der Lage, seiner gesamten Bevölkerung vollwertige 
politische Gleichberechtigung zu verschaffen. Anders gesagt: Politischer Einfluss und 
Macht werden nicht von allen gleichermaßen geteilt. Regionale Regierungen, nicht die 
Bundesregierung, bestimmen politische Strategien und koordinieren deren Umsetzung 
zur Unterstützung von Minderheitengemeinschaften. Dies führt länderabhängig zu 
erheblichen Unterschieden in der Versorgung und im Zugang zu Ressourcen von Minder-
heiten – in ganz Deutschland. Es erschwert es der Bundesregierung, ihren rechtlichen 
Verpflichtungen auf kommunaler Ebene nachzukommen, zu regulieren und sicherzustel-
len, dass bestimmte Formen der Unterstützungen von Minderheiten gewährleistet sind.

Was die gleichwertige Vertretung betrifft, so stellt die Unterrepräsentation politischer 
Akteur*innen mit Migrationshintergrund im nationalen und kommunalen Kontext eine 
Herausforderung dar. Nur 8,2% der Abgeordneten im Bundestag haben einen Migrations-
hintergrund. Auch im medialen Bereich lässt sich mangelnde Diversität konstatieren. 
Minderheiten sind unzureichend vertreten und es mangelt an angemessener, staatlicher 
Unterstützung für Medien, die sich mit Minderheitenbelangen befassen. Die systemati-
sche Unterrepräsentation von Minderheitengruppen im öffentlichen Sektor erschwert 
die Förderung der Sichtbarkeit ihrer vielfältigen Stimmen.

Der Global Pluralism Monitor Bericht zu Deutschland stellt zudem einen stetigen Anstieg 
von Diskriminierung am Arbeitsplatz fest. Fälle von Diskriminierung aufgrund ethnischen 
und religiösen Hintergrundes schlagen sich auch im Bewerbungsprozess nieder. Jene 
Fälle schlagen sich insbesondere in den frühen Phasen des Bewerbungsprozesses nieder 
– so werden muslimische Bewerber*innen im Bewerbungsprozess etwa oft übersehen. 
Kopftücher gelten geschäftsschädigend oder hinderlich für den geschäftlichen Erfolg. 
Auf Bundesebene gibe es keine systematischen Bemühungen zur Datensammlung, was 
ethnische oder nationale Herkunft der Bürger*innen in Deutschland betrifft. Letzteres 
würde es den deutschen Behörden ermöglichen, bestehende Ungleichheiten besser zu 
analysieren.

Deutschland verfügt mit über 645.000 zivilgesellschaftlichen Organisationen und Bewe-
gungen über eine robuste Zivilgesellschaft. Viele jener Organisationen sind auf finanzielle 
Unterstützung durch Bundesprogramme oder Unternehmensstiftungen angewiesen, 
was letztlich ihre Fähigkeit einschränkt, außerhalb staatlicher Parameter zu agieren. 
Migrantische Interessenvertretungen und Pro-Geflüchteten-Organisationen sehen sich 

8Global Pluralism Monitor: Germany (Ins Deutsche übersetzte)



9Global Pluralism Monitor: Germany (Ins Deutsche übersetzte)

erheblicher Feindseligkeit durch die deutsche Öffentlichkeit ausgesetzt. Einige jener 
Organisationen werden gar als “Abschiebeindustrie” oder “Mitleidsindustrie” bezeichnet.

GRUPPENBEZOGENE UNGLEICHHEITEN, BEZIEHUNGEN ZWISCHEN GRUPPEN 
UND ZUGEHÖRIGKEIT

Ethnisch-religiöse, immigrierte, postmigrantische und nationale Minderheitengemein-
schaften in Deutschland sehen sich in den Bereichen Bildung, Beschäftigung, Politik 
und wirtschaftliche Teilhabe Diskriminierung ausgesetzt. Dies führt zu Schwierigkeiten, 
Zugang zu den genannten Bereichen und Leistungen zu erhalten. Auf der politischen 
Ebene gewährt Deutschland seiner Bevölkerung etwa Zugang zu subventioniertem 
Wohnraum, Bildung und Gesundheitsversorgung. Doch Minderheitengemeinschaften 
stoßen, was den Zugang zu diesen Sozialdienstleistungen betrifft, oft auf erschwe-
rende Hindernisse. Viele von ihnen verlassen etwa frühzeitig die Schule. Im Vergleich 
zur Mehrheitsgesellschaft weisen sie zudem eine niedrigere Beschäftigungsrate auf. 
Systemische Ungleichheiten und Probleme in der Kommunikation führen dazu, dass 
Erwachsene mit marginalisiertem Hintergrund vergleichsweise schlechter behandelt 
werden. Trotz Reformen des Staatsbürgerschaftsrechts wird zahlreichen Individuen 
das Wahlrecht und auch die Möglichkeit, für Wahlen zu kandidieren verwehrt, was auf 
fortlaufende Einbürgerungsanforderungen und Restriktionen der Möglichkeit doppelter 
Staatsangehörigkeit zurückgeht.

Deutschland verzeichnet einen Anstieg an Rechtsterrorismus, institutionalisierter 
Ungleichheit und Extremismus, die auf Kosten von Pluralismus geht. Muslimische 
Geflüchtete und Menschen muslimischen Glaubens werden in diesem Kontext zunehmend 
zur Zielscheibe. Es ist zudem auch eine Zunahme negativer Einstellungen gegenüber 
anderen Minderheiten festzustellen – sowie antisemitischer, islamophober und anti-
ziganistischer Hassverbrechen. Parallel zu diesen Tendenzen werden Gruppen, die als 
“anders” oder als “Einwanderer” markiert worden sind, in der deutschen Gesellschaft 
oft misstrauisch behandelt. Junge muslimische Männer erleben das höchste Ausmaß 
an Misstrauen. Personen mit Minderheits- oder Migrationshintergrund weisen ein weni-
ger ausgeprägtes Zugehörigkeitsgefühl und geringeres Empfinden gesellschaftlicher 
Teilhabe auf. Sie berichten auffällig oft von Diskriminierungserfahrungen. Gleichzeitig 
existiert in Deutschland ein Trend hin zu mehr Akzeptanz von Diversität, was auf einen 
vielversprechenden Trend zu größerer gesellschaftlicher Inklusionsbereitschaft verweist.

MONITOR-ERKENNTNISSE

Deutschland hat zahlreiche nationale und internationale Verpflichtungen zum Schutz 
von Minderheitengemeinschaften sowie von Rechten von Frauen und Mädchen. Als 
EU-Mitglied ist Deutschland verpflichtet, allen Personen – unabhängig von Herkunft 
oder Nationalität – Schutz vor Diskriminierung zu bieten. Der Monitor-Bericht zeigt 
allerdings auch: Wenngleich Deutschlands qua rechtlicher Verpflichtungen versucht, eine 
inklusive Grundlage für Personen mit diversen Hintergründen zu schaffen, reichen diese 
Verpflichtungen allein nicht aus, um systemisch verankerten Formen der Ungleichheit 
entgegenzutreten, die das Alltagsleben vieler Deutscher tagtäglich beeinflussen. Dies 
führt letztlich zu einer Diskrepanz zwischen Deutschlands politischen Strategie und Praxis.

Parallel zu diesen 
Tendenzen werden 
Gruppen, die als 
“anders” oder als 
“Einwanderer” 
markiert worden 
sind, in der deutschen 
Gesellschaft oft 
misstrauisch 
behandelt.



Auf der gesellschaftlichen Ebene verfestigt Deutschland bestehende Gräben, anstatt 
die Existenz kultureller Unterschiede zu normalisieren. Obwohl derzeit ein allgemei-
ner Trend zu mehr Akzeptanz von Diversität festzustellen ist – einschließlich eines 
gestiegenen Vertrauensniveaus in von Gruppen mit Migrationshintergrund – sehen 
sich Minderheitengemeinschaften noch immer mit einem hohen Maß an Misstrauen, 
mangelnder Inklusion, zwischenmenschlicher Gewalt und rassistischer Ungleichbe-
handlung konfrontiert. Diese Erfahrungen durchziehen die sozialen, wirtschaftlichen 
und politischen Sphären der deutschen Gesellschaft. Während die Deutschen kulturelle 
Diversität als Konzept zunehmend zelebrieren, glaubt dem Monitor-Bericht zufolge etwa 
jede*r zweite Deutsche, dass soziale Koexistenz zwischen ethnischen Deutschen und 
anderen in Deutschland lebenden Menschen nur dann möglich ist, wenn Minderheiten-
gruppen sich an die dominante, deutsche Kultur anpassen.

Das Konzept der Diversität ist indes von Zwischentönen geprägt. Während Minderhei-
tengemeinschaften wie die dänische Einwander*innen eine größere Einbindung in den 
Medienkontext und weniger zwischenmenschliche Gewalt und Diskriminierung im Alltag 
erfahren, werden muslimische sowie Sinti- und Roma-Gemeinschaften in der deutschen 
Gesellschaft erheblich stärker als solche sichtbar gemacht – und sind damit auch mehr 
Diskriminierung und Ausgrenzung ausgesetzt. Der folgende Bericht zeigt auch, wie die 
Meinungen von Deutschen diesbezüglich auseinandergehen. Die einen sehen Pluralismus 
als Chance, wohingegen andere ihn als mit deutscher Kultur unvereinbar betrachten.

Wenngleich in Deutschland mehrere Systeme zum Schutz von Minderheitengemein-
schaften vorherrschen, kämpft das Land mit einem anhaltenden Anstieg von Gewalt, 
Rechtsextremismus und mangelndem zwischenmenschlichen Vertrauen und mangelnder 
Zugehörigkeit. Viele Gemeinschaften in Deutschland tun sich schwer, Diskriminierung, 
ethnische Benachteiligung und Vorurteile bezüglich Ethnie und Religion zu überwinden. 
Damit sich Deutschland zu einer gerechteren und pluralistischeren Gesellschaft entwi-
ckeln kann, sollten Barrieren beim Zugang zur politischen Teilhabe abgebaut werden. 
Mangelndes, zwischenmenschliches Vertrauen, das gesellschaftlicher Kohäsion im Weg 
steht, muss in Deutschland dringend in Angriff genommen werden.

EMPFEHLUNGEN

Die Empfehlungen des Monitor-Berichts entsprechen dem, was Expert*innen, Aktivist*in-
nen und diverse Interessengruppen in Deutschland bereits seit langem fordern. Diese 
Forderungen bieten Leitlinien zu mehr Pluralismus.

•	 Um einen Präzedenzfall für den Minderheitenschutz zu schaffen, sollte Deutschland 
Schritte unternehmen, um das Gesetz gegen Antiziganismus auf den Weg zu bringen 
und die effektive Umsetzung des Netzwerkdurchsetzungsgesetz zu stärken. Es sollte 
zudem darüber nachgedacht werden, wie der Schutz von Minderheiten verbessert 
und der Rahmen für Asylpolitik hinsichtlich sogenannter sicherer Herkunftsstaaten 
besser definiert werden kann. Darüber hinaus sollte auf Landesebene in regelmäßi-
gen Abständen über die Umsetzung von Minderheitengesetzen berichtet werden.

•	 Um inklusivere Politik zu fördern, sollte Deutschland diverse exkludierende Praktiken 
überdenken. Dazu zählt der Umstand, dass Repräsentant*innen von Minderheiten, 
die keine deutsche Staatsbürgerschaft besitzen, an parlamentarischen Prozessen 
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nicht teilhaben können. Oder auch die ausgrenzende Verwendung des Begriffs 
“Deutsche mit Migrationshintergrund”.

•	 Personen, die nach Deutschland immigrieren, sehen sich oftmals mit Hindernissen 
konfrontiert, was die Anerkennung ihrer Bildungsabschlüsse und Fähigkeiten anbe-
langt. Dies schafft Barrieren für wirtschaftlichen und sozialen Erfolg. Um derartige 
Übergänge zu erleichtern, sollte Deutschland den Prozess der Anerkennung von 
Diplomen verbessern und neu Angekommenen staatliche Unterstützung anbieten.

•	 Um nationale Minderheiten, ethno-religiöse, immigrierte und postmigrantische 
Gemeinschaften besser über existierende Systeme zur Meldung von Diskriminie-
rungserfahrungen zu informieren, sollte die deutsche Regierung entsprechende 
Initiativen zur Bewusstseinsbildung fördern.

•	 Um das System des Minderheitenschutzes in Deutschland zu stärken, sollte die 
Regierung verstärkt unabhängige Überwachungs- und Antidiskriminierungsor-
gane und -Organisationen einrichten. Diskriminierungsfreiheit und der Schutz von 
Minderheiten sollten im öffentlichen und privaten Bereich selbstverständlich sein. 
Polizei- und Verwaltungsbeamt*innen könnten Schulungen zu diskriminierungsfreien 
Praktiken erhalten. Bestehende Beschränkungen politischer Teilhabe können somit 
aufgehoben werden.

•	 Um mehr Vertrauen, Zugehörigkeit und ein Gefühl gesellschaftlicher Teilhabe zu 
schaffen, sollte Deutschland besseren Zugang von Minderheitengruppen zur poli-
tischen oder sozialen Sphäre ermöglichen und sie zur gemeinsamen Teilhabe und 
Repräsentation in diesen Räumen animieren. Minderheitenmedien haben diesbe-
züglich etwa das Potenzial, in der jeweiligen Sprache einer Minderheit ausgestrahlt 
zu werden.

•	 Um Deutschland zu einem inklusiveren Land zu machen, sollte es die Diskriminierung 
und Segregation von Sinti und Roma beenden.

•	 Zahlreiche allgemeine Empfehlungen beharren letztlich auf den Möglichkeiten der 
Regierung, das Potenzial gewaltsamer Auseinandersetzungen zu lindern, indem 
die Systeme zur Klassifizierung von Daten zu Hassverbrechen überprüft werden, 
eine tiefere Analyse der Verflechtung rechtsextremer Netzwerke mit öffentlichen 
Institutionen in Deutschland angestrebt wird und das Vorherrschen von Racial 
Profiling kritisch bewertet wird.

Um das System des 
Minderheitenschutzes in 
Deutschland zu stärken, 
sollte die Regierung 
verstärkt unabhängige 
Überwachungs- und Anti-
diskriminierungsorgane 
und -Organisationen 
einrichten.



Pluralismus in Deutschland ist durch Fragmentierung gekennzeichnet. Diese Fragmentie-
rung ist territorial: sie ergibt sich aus der föderalen Struktur sowie aus dem rechtlichen 
und politischen System des Landes. Die Rechtssysteme der deutschen Bundesländer 
weisen, was den Umgang mit kultureller Vielfalt und das Streben nach pluralistischer 
Politik betrifft, erhebliche Unterschiede auf. Die Fragmentierung erstreckt sich auch 
auf Unterschiede zwischen verschiedenen Gruppen von Minderheiten und Einwande-
rer*innen sowie post-migrantischen Gruppen. Jüngere Herausforderungen zeigen sich 
insbesondere mit Blick auf Einwanderer*innen, Geflüchtete und jene Deutsche, die 
(unbeholfen) als Menschen mit “Migrationshintergrund” bezeichnet werden. Letztlich 
ist diese Fragmentierung auch als Resultat aus den Erfahrungen des Zweiten Weltkriegs 
und des Holocausts zu verstehen. Diese Erfahrung spiegelt sich in einer starken, öffent-
lichen Sorge über zunehmendem Antisemitismus und untermauert die Grundsätze des 
Schutzes der Menschenwürde, geht jedoch gleichzeitig nicht immer mit einer darüber 
hinausgehenden Perspektive bezüglich kulturellem Pluralismus und post-migrantischer 
“Differenz” einher. In diesem fragmentierten Umfeld – und insbesondere in den letzten 
zwei Jahrzehnten – haben sich die Bedingungen und Haltungen verändert, wenngleich 
nicht linear in Richtung Pluralismus. Zuletzt hat eine neuartige Ampelkoalition aus 
Mitte-Links-Parteien ihr Amt auf Bundesebene angetreten und sich zu weitgehenden 
Veränderungen verpflichtet, Deutschland in eine pluralistischere Richtung zu bewegen 
– inklusive einer Überarbeitung des Einwanderungs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes.1

Der Erfolg der deutschen Herangehensweise an kulturellen Pluralismus wird letztlich von 
der Anpassung des Landes an neue demographische Realitäten und soziale Bedürfnisse 
abhängen – sowie von der Anerkennung jener kulturellen Vielfalt, die bereits existiert 
und sicherlich noch weiter zunehmen wird. Deutschlands zentraler politischer Ansatz 
zur Bewältigung dieser Herausforderung – die Förderung von Integration – ist heute 
zunehmend darauf ausgerichtet, Vielfalt anzuerkennen und Zusammenhalt zu fördern. 
Dennoch bestehen traditionellere Auffassungen von Zusammenhalt, die von Minder-
heitengruppen Assimilierung und Anpassung an die deutsche Mehrheitsgesellschaft 
erwarten, weiterhin fort.

Den größten Teil der Nachkriegszeit hindurch verfolgte Deutschland eine Politik der 
Assimilation gegenüber Einwanderer*innen und deren Nachkommen. Diese war oftmals 
mit mit der unangebrachten Erwartung verbunden, dass Arbeitsmigrant*innen (soge-
nannte Gastarbeiter) das Land letztlich wieder verlassen würden. Die Anerkennung von 
Pluralismus als dauerhafte Tatsache ist ein jüngeres Phänomen, das oft im Kontext 
öffentlicher “Debatten” über die Rolle des Islam in Deutschland verhandelt wird. Derzeit 
leben hier zwischen 5,3 und 5,6 Millionen muslimische Menschen mit Migrationshinter-
grund, etwa 900.000 mehr als 2015. Musliminnen und Muslime machen zwischen 6,4 
und 6,7 Prozent der deutschen Gesamtbevölkerung aus. Der Begriff Migrationshinter-
grund, der in der Regel für Migrant*innen der ersten Generation und deren Nachkommen 
verwendet wird, existiert in der demographischen Rahmenordnung in Deutschland neben 
den vier staatlich anerkannten, nationalen Minderheiten: der dänischen Minderheit, den 
Sinti und Roma, den Friesen und den Sorben. Die meisten Musliminnen und Muslime 
in Deutschland sind türkischer Herkunft, doch die Herkunftsländer sind in den letzten 
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Infolge des starken 
Anstiegs der Zahl 
der Asylsuchenden 
in Europa seit 2015 
stehen Zugewanderte 
und/oder Menschen mit 
Migrationshintergrund 
in Debatten um 
kulturellen Pluralismus 
in der deutschen 
Gesellschaft eindeutig 
im Mittelpunkt, 
wobei es dabei in der 
Regel vorwiegend 
um Integration und 
Gleichstellung geht.

Jahren vielfältiger geworden, auch aufgrund der hohen Zahl von Geflüchteten aus Syrien, 
Afghanistan und Irak seit 2015.

Infolge des starken Anstiegs der Zahl der Asylsuchenden in Europa seit 2015 stehen 
Zugewanderte und/oder Menschen mit Migrationshintergrund in Debatten um kultu-
rellen Pluralismus in der deutschen Gesellschaft eindeutig im Mittelpunkt, wobei es 
dabei in der Regel vorwiegend um Integration und Gleichstellung geht. Der Schutz der 
vier “autochthonen Minderheiten” wird oft als selbstverständlich vorausgesetzt und 
ist im öffentlichen Diskurs daher kaum präsent. Und das, obwohl Schleswig-Holstein, 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg und Sachsen aktiv versuchen, auch jene Viel-
falt anzuerkennen.

Die Debatten in der deutschen Öffentlichkeit über post-migrantische Verhältnisse und 
Geflüchtete sind oft von Ängsten geprägt. Die Verweigerung religiöser Rechte und 
die Erfahrungen von Rassifizierung führen bisweilen zu selbstbewussten Formen der 
Mobilisierung. In diesem Kontext lassen sich eine Vielzahl von Kampagnen-, Druck- und 
Kontrollgruppen ausmachen. Der Umstand, dass die Erfahrungen nationaler Minder-
heitengruppen nicht mit einem ähnlichen Maß an Selbstbehauptung einhergehen, 
sollte nun nicht so verstanden werden, dass es in Deutschland keine schwerwiegenden 
Probleme gäbe. Von Ausnahmen im Bereich der Sprache sowie der politischen Repräsen-
tation abgesehen setzen sich nationale Minderheiten in Deutschland in der Regel nicht 



Die Identifikation 
“neuer” 
Minderheitengruppen 
in Deutschland und ihre 
Selbstwahrnehmung 
als vollwertige 
Deutsche ist und bleibt 
ambivalent.

für bessere Sichtbarkeit oder die Anerkennung kultureller Bedürfnisse ein. Politische 
Entscheidungsträger und Verwaltungsbeamte sind sich der Belange nationaler Minder-
heiten oftmals kaum bewusst. In manchen Fällen kann die relative Abwesenheit von 
Konflikten in Bezug auf die Belange nationaler Minderheiten als Zeichen für ein Maß an 
Akzeptanz und Normalität gewertet werden. Sie kann jedoch auch bedeuten, dass ein 
Mangel bezüglich der Sichtbarkeit und Vertretung jener Belange vorherrscht.

Die Identifikation “neuer” Minderheitengruppen in Deutschland und ihre Selbstwahrneh-
mung als vollwertige Deutsche ist und bleibt ambivalent. Der Zugang zu angemessenem 
Wohnraum, kultursensibler Gesundheitsversorgung oder sinnvoller Beschäftigung ist nicht 
durchweg gewährleistet – vor allem nicht für Gruppen wie Musliminnen und Muslimen, 
die häufig Mehrfach-Ausgrenzung erfahren. Zur erwähnten Fragmentierung kommt 
erschwerend hinzu, dass die Wechselseitigkeit von Faktoren wie Religion, ethnischer 
Zugehörigkeit, Geschlecht und sozialer Klasse den Versuch, eine singuläre Einwande-
rungs- oder Minderheitenerfahrung zu verallgemeinern und zu adressieren, höchst 
problematisch macht. Insbesondere die Erfahrungen muslimischer Frauen in der deutschen 
Gesellschaft, Wirtschaft, Politik und Kultur lassen darauf schließen, dass sich Ungleich-
heitserfahrungen aufgrund des ethnisch-religiösen Hintergrundes sowie aufgrund von 
Geschlecht oft überschneiden.

Der Widerstand deutscher Behörden gegen die Erhebung ethnischer Daten stellt eine 
zusätzliche Hürde für eine detaillierte Erfassung und zur Behebung von Defiziten in der 
Förderung von Maßnahmen dar, welche eine Vielfalt-orientierte Politik effektiv stützen 
könnten.2 Hier spielen mehrere Faktoren eine Rolle: der historische Kontext, die Daten-
schutzbestimmungen sowie die bestehende Praxis der Erhebung sensibler Daten in 
Deutschland. Historisch bediente sich das NS-Regime zur Vernichtung von Jüdinnen und 
Juden sowie Roma weitgehend Daten aus Melderegistern. Die fraglos weiterbestehenden 
Risiken bei der Verarbeitung ethnischer Daten – Risiken wie Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Aufrechterhaltung von Stereotypen gegenüber Minderheitengruppen und 
Personen, die ihnen angehören – werden heute bisweilen als Gründe gegen jene Praxis 
angeführt. Doch Diskriminierung, Hassverbrechen, ethnische Stereotypisierung und 
Distanz zwischen ethnischen Gruppen beruhen nicht per se auf der Verfügbarkeit ethni-
scher Daten, sondern haben vielmehr tiefere Ursachen. Eine oft angeführte Behauptung 
lautet, die Allgemeine EU-Datenschutzverordnung (DSGVO) verbiete die Verarbeitung 
ethnischer Daten. Tatsächlich verbietet Artikel 9 der DSGVO die Verarbeitung von 
besonderen Datenkategorien, einschließlich ethnischer Daten, keineswegs absolut.3 Die 
Verarbeitung sensibler Daten in Deutschland ist keinswegs so konsequent, wie deutsche 
Behörden behaupten: Daten über Religion werden in Deutschland – trotz vergleichbarer 
Bedenken, was deren Sensibilität betrifft – regelmäßig erhoben.4

Dennoch liegen heute systematische Erhebungen statistischer Daten über Migrant*innen 
vor, die deren Herkunftsländer und die Geschichten ihrer Einbürgerung in Deutschland 
umfassen. Die Daten des Bundesverwaltungsamtes ergaben demnach, dass rund 4,5 
Millionen Menschen als Aussiedler*innen aus einem breiten Spektrum von Ländern wie 
der ehemaligen Sowjetunion, dem ehemaligen Jugoslawien, Polen, Rumänien, Albanien 
und sogar China nach Deutschland kamen. Nach Abschluss des Einbürgerungsverfahrens 
werden die oben genannten, verschiedenen Gruppen als voll integrierte Deutsche behan-
delt und folglich aus der Migrationsstatistik ausgeschlossen. Über ihre soziokulturellen 
Bedürfnisse und Praktiken ist aus einer Diversitätsperspektive daher vergleichsweise 
wenig bekannt.
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TEIL I. 
VERPFLICHTUNGEN



Deutschland kann 
insgesamt eine gute 
Erfolgsbilanz bei der 
Beschäftigung mit 
den einschlägigen 
Instrumentarien und 
Überwachungsgremien 
vorweisen, auch wenn 
dies (ähnlich wie bei 
anderen Ländern) nicht 
zwingend bedeutet, 
dass eine durchgängige 
Bereitschaft vorläge, 
Empfehlungen 
nachzugehen und 
feste politische 
Verpflichtungen 
grundlegend zu 
verändern.

1. INTERNATIONALE VERPFLICHTUNGEN
GESAMTBILANZ: 9 PUNKTE
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 9 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 9 PUNKTE

Deutschland ist an eine Reihe internationaler und regionaler Verträge, Pakte und 
Menschenrechtsvereinbarungen gebunden, die es zum Schutz der Rechte von Minder-
heiten, Frauen und Kindern verpflichten. Die deutschen Politik gilt der Schutz der 
Menschenrechte weitestgehend als Bezugspunkt ihrer Innen- und Außenpolitik.5 Dies 
umfasst sowohl das Verbot verschiedener Formen der Diskriminierung, als auch für den 
Schutz von Rechten kultureller Minderheiten.

Zu den wichtigsten Verträgen und Konventionen, die Deutschland angenommen hat, 
gehören die Folgenden:

•	 Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte (ratifiziert 1973), 
einschließlich des Ersten (1993) und Zweiten (1992) Zusatzprotokolls, sowie der 
Anerkennung des Individualbeschwerde-Verfahrens nach dem Ersten Zusatzprotokoll 
(1993).

•	 Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (ratifiziert 
1973), jedoch nicht das Zusatzprotokoll, welches ein Individualbeschwerde- und 
Untersuchungsverfahren vorsieht.

•	 Internationales Abkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung 
(1969), sowie die Anerkennung des Individualbeschwerde-Verfahrens.

•	 Das Abkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (1985), 
einschließlich des Individualbeschwerde-Verfahrens (2002).6

•	 Das Abkommen über die Rechte des Kindes (1992), einschließlich des Ersten (2004) 
und Zweiten (2009) Fakultativ-Protokolls sowie des Individualbeschwerde-Verfah-
rens (2013).

•	 Das Abkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (2009), sowie 
zur Übernahme des Individualbeschwerde-Verfahrens (2009).

Im Jahr 2019 wurde Deutschland für eine dreijährige Amtszeit (2020-22) in den Menschen-
rechtsrat der Vereinten Nationen (UNHRC)7 gewählt.8 Dort spielt Deutschland eine zentrale 
Rolle, was den Schutz und den Einsatz für die Menschenrechte betrifft, und deckt ein 
breites Spektrum an Themen ab – von Menschenhandel bis hin zu sanitären Einrichtun-
gen und Wasserversorgung.9 Deutschland kann insgesamt eine gute Erfolgsbilanz bei 
der Beschäftigung mit den einschlägigen Instrumentarien und Überwachungsgremien 
vorweisen, auch wenn dies (ähnlich wie bei anderen Ländern) nicht zwingend bedeutet, 
dass eine durchgängige Bereitschaft vorläge, Empfehlungen nachzugehen und feste 
politische Verpflichtungen grundlegend zu verändern.
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Durch seine EU-Mitgliedschaft ist Deutschland gleichermaßen verpflichtet, Schutz 
vor Diskriminierung aufgrund von Geschlecht, Ethnie, Herkunft, Religion oder Weltan-
schauung, Behinderung, Alter oder sexueller Ausrichtung zu bieten. Deutschland hat 
zudem verschiedene Verträge im Zusammenhang mit seiner Mitgliedschaft im Europa-
rat unterzeichnet und ratifiziert, die die kulturellen und sprachlichen Rechte nationaler 
Minderheiten weiter stärken:

•	 Die Europäische Menschenrechtskonvention (1953), unterzeichnet im Jahr 2000, 
allerdings ohne Ratifizierung des Protokolls Nr. 12, das ein allgemeines Diskrimi-
nierungsverbot über die in der Konvention verankerten spezifischen Rechte hinaus 
vorsieht.10

•	 Die Europäische Charta der Regional- oder Minderheitensprachen (1998). Diese 
Charta ist das zentrale Dokument zum Schutz von sechs Minderheitensprachen 
in Deutschland: Dänisch, Nordfriesisch, Saterfriesisch, Romani, Niedersorbisch und 
Obersorbisch; sowie die Regionalsprache Niederdeutsch, die in acht der 16 deutschen 
Bundesländer gesprochen wird und als eigenständige Sprache ebenfalls geschützt ist.11

•	 Das Rahmenabkommen zum Schutz nationaler Minderheiten (1995).

•	 Die Europäische Sozialcharta (ratifiziert im Jahr 2021).

Das deutsche Innenministerium arbeitet mit der Europäischen Kommission gegen 
Rassismus und Intoleranz (ECRI) zusammen. Es hat den Beschwerdemechanismus für 
Einzelpersonen eingeführt – in Fällen, die im Zusammenhang mit der Europäischen Konven-
tion zum Schutz der Menschenrechte und der Grundfreiheiten stehen.12 Auf bilateraler 
Ebene haben Deutschland und Dänemark seit 1955 die einseitigen und wechselseitigen 
Bonn-Kopenhagener Erklärungen13 abgegeben, um die Gleichbehandlung Angehöriger 
der deutschen und dänischen Minderheiten in beiden Ländern zu gewährleisten.

2. NATIONALE SELBSTVERPFLICHTUNGEN
GESAMTBILANZ: 7 PUNKTE
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 7 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 7 PUNKTE

Das deutsche Grundgesetz ist das zentrale Dokument zum Schutz der Menschen- und 
Minderheitenrechte des Individuums und legt den allgemeinen Grundsatz der Gleich-
behandlung und Nichtdiskriminierung fest,14 der sich auf post-migrantische sowie auf 
nationale Minderheitengruppen erstreckt. Die Umsetzung jener Verfassungsnormen und 
die Verfolgung einer pluralistischen Politik ist auf verschiedene Ebenen des deutschen 
Regierungssystems verteilt und, wie vorab erwähnt, durch Fragmentierung zwischen 
Ländern, Städten und öffentlichen Einrichtungen gekennzeichnet.

Artikel 1 des Grundgesetzes sichert das Bekenntnis zu den Menschenrechten und zur 
Unantastbarkeit der Menschenwürde; andere Artikel verbieten die Benachteiligung von 



Es ist wichtig 
anzumerken, dass 
das Grundgesetz 
dem Schutz des 
Einzelnen Vorrang 
vor dem Schutz vor 
gruppenbezogener 
Diskriminierung 
einräumt und keine 
positiven Maßnahmen 
für den Fall einer 
Ungleichbehandlung 
aus ethnisch-religiösen 
oder auf “Rasse” 
bezogenen Gründen 
vorsieht.

Menschen “wegen des Geschlechts, der Abstammung, der Rasse, der Sprache, der Heimat 
und Herkunft, des Glaubens, der religiösen oder politischen Anschauungen”. In Artikel 4 
der Verfassung ist die “ungestörte Religionsausübung” gesetzlich verankert; in Artikel 5 
die “Meinungs- und Redefreiheit”. Es ist wichtig anzumerken, dass das Grundgesetz dem 
Schutz des Einzelnen Vorrang vor dem Schutz vor gruppenbezogener Diskriminierung 
einräumt und keine positiven Maßnahmen für den Fall einer Ungleichbehandlung aus 
ethnisch-religiösen oder auf “Rasse” bezogenen Gründen vorsieht.15

Der verfassungsrechtliche Schutz hat sich im Laufe der Zeit weiterentwickelt, häufig 
aufgrund von Urteilen des Bundesverfassungsgerichts in Karlsruhe. Gesetzgebungsinitia-
tiven zur Ausweitung des verfassungsrechtlichen Schutzes – sei es im Verfassungs- oder 
im Ordnungsrecht, oder auch zu neuen symbolischen Bekenntnissen zu Pluralismus 
im Grundgesetz – sind oft nur schwer durchzusetzen. Als Reaktion auf die rassistisch 
motivierte Ermordung neun junger Männer und einer Frau in Hanau 2020 prüften 
Regierungsausschüsse die Ersetzung des Begriffs “Rasse” aus Artikel 3. Die Initiative 
scheiterte jedoch an parteiübergreifenden Differenzen.16 Eine neue Gesetzesinitiative zur 
Bekämpfung von Hassverbrechen, die sich auf Antiziganismus konzentriert, wurde vom 
Parlament angenommen – aufgrund Bedenken hinsichtlich der Verfassungsmäßigkeit 
jedoch nicht vom Bundespräsident verkündet.17 Dies wiederum führte zur Einsetzung 
einer unabhängigen Expert*innen-Kommission für Antiziganismus durch die föderale 
Regierung, die mit der Ausarbeitung spezifischer Empfehlungen zur Bekämpfung des 
heutigen Antiziganismus beauftragt ist.18 Dieses Gesetz ist wurde bislang noch nicht 
verabschiedet.

Im Jahr 2006 verabschiedete Deutschland das Allgemeine Gleichstellungsgesetz (AGG), 
dessen Zielsetzung es ist, “Benachteiligung aus Gründen der Rasse oder wegen der 
ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behin-
derung, des Alters oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu beseitigen”. Das 
AGG vereinigt Schutzmaßnahmen aufgrund von Alter, Behinderung, Ethnie, Geschlecht, 
Religion und sexueller Identität. Ihre stärkste Wirkung entfaltet es in den Bereichen 
der Arbeitsmarktbeziehungen und der Dienstleistungserbringung. Es rückte Antidis-
kriminierungs-Normen stärker in den Mittelpunkt der sozialen Beziehungen und in 
eine Vielzahl sozialer, kultureller und wirtschaftlicher Bereiche. Bemerkenswerte blinde 
Flecken im Gesetz blieben jedoch bestehen, wie etwa die gesetzlichen Ausnahmen für 
die beiden christlichen Konfessionen, die für Arbeitgeber*innen im Gesundheits- und 
Sozialfürsorgesektor bedeutend sind.19

In Verbindung mit der föderalen Verfassungsstruktur Deutschlands befassen sich die 
Landesverfassungen mit der Frage der nationalen Minderheiten und Minderheitenspra-
chen in Ländern wie Schleswig-Holstein (Artikel 6; LVwG § 82 b), Brandenburg (Artikel 25) 
und Sachsen (Artikel 5, 6). In der Praxis jedoch hat die jüngste Analyse der Anwendung 
des Paragrafen § 82 b des Landesverwaltungsgesetzes in Schleswig-Holstein gezeigt, 
dass die meisten Beamten wenig Erfahrung mit seiner eigentlichen Umsetzung haben 
und ihn als irrelevant für ihre tägliche Arbeit bezeichnen.20
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3. INTEGRATIVE STAATSBÜRGERSCHAFT
GESAMTBILANZ: 5.5 PUNKTE
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 6 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 5 PUNKTE

Seit dem Jahr 2000 hat das deutsche Staatsangehörigkeitsgesetz eine Reihe weitreichen-
der Reformen durchlaufen, die abseits der starken Gewichtung der Abstammung neue 
Zugangsvoraussetzungen zur deutschen Staatsbürgerschaft ermöglichten. Der legislative 
Status quo ist Ausdruck eines schwierigen Kompromisses, der zwischen dem Interesse 
vermittelt, den Zugang zur deutschen Staatsbürgerschaft zu erweitern, bestehende 
Beschränkungen beizubehalten und gewisse historische Verpflichtungen anzuerkennen.

Das Grundgesetz21 sowie das Staatsangehörigkeitsgesetz22 regeln den Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit: Dies kann etwa durch Geburt (gem. §4 Staatsange-
hörigkeitsgesetz)23 oder Adoption (gem. §6 Staatsangehörigkeitsgesetz)24 erfolgen. 
Der Anspruch gilt zudem auch im Falle der Wiederherstellung der deutschen Staats-
angehörigkeit für (zwischen 1933 und 1945) Geflüchtete oder Vertriebene deutscher 
Volkszugehörigkeit – sowie für den/die Ehepartner*in oder Abkömmlinge einer solchen 
Person; sowie für Personen, denen die Staatsangehörigkeit vorgenannten Zeitraum aus 
politischen, ethnischen oder religiösen Gründen entzogen wurde.25 Auch Aussiedler*innen 
(gem. §40a Staatsangehörigkeitsgesetz), Opfer des NS-Regimes26 (gem. §116 Grund-
gesetz) und durch sogenannte Naturalisation (gem. §10 Staatsangehörigkeitsgesetz) 
eingebürgerte Personen haben demnach Anspruch auf deutsche Staatsbürgerschaft.

Unterschiedlich gelagerter Zugang zur doppelten Staatsbürgerschaft zeigt, dass nach 
wie vor misstrauensbehaftete Vorurteile fortbestehen – insbesondere gegenüber 
Bewerber*innen mit muslimischem Hintergrund. So ist es für Nachkommen der zweiten 
und dritten Generation von Arbeitsmigrant*innen (sogenannte Gastarbeiter) der Nach-
kriegszeit, insbesondere aus der Türkei, heute nach wie vor schwieriger, die doppelte 
(deutsche und türkische) Staatsangehörigkeit zu erwerben. Viele von ihnen sehen 
sich gezwungen, die Staatsangehörigkeit ihrer Eltern aufzugeben, um die deutsche zu 
erwerben. Die Verhältnisse gestalten sich diesbezüglich heute zwar weniger restriktiv 
als in der Vergangenheit, bleiben aber dennoch ungleich. So wird die doppelte Staats-
bürgerschaft Antragsteller*innen anderer EU-Mitgliedstaaten etwa weitestgehend 
problemlos vergeben, nicht aber an das größte Herkunftsland von Einwander*innen 
nach Deutschland im 20. Jahrhunderts, die Türkei.27

Das Staatsangehörigkeitsgesetz regelt die Kriterien, die erfüllt werden müssen, um 
die deutsche Staatsangehörigkeit zu erhalten. Während im Falle einer Rückführung 
nur ein Grundniveau an deutschen Sprachkenntnissen erforderlich ist, bestehen für 
die Einbürgerung eine Vielzahl an Anforderungen, die mit Schwerpunkt auf Sprach-
erwerb und einem staatsbürgerlichen Glaubensbekenntnis spezifiziert worden sind.28 Im 
August 2019 wurde das Staatsangehörigkeitsgesetz zuletzt offiziell ergänzt. So wurde 
etwa die Erfordernis zur Einhaltung “deutscher Lebensverhältnisse” sowie “deutscher 
Sozialnormen” eingeführt, die für den Erwerb der Staatsangehörigkeit obligatorisch 
ist.29 Das Ziel dieser Änderungen bestand unter anderem darin, im Ausland lebenden, 
deutschen Staatsangehörigen, die in terroristische Vereinigungen verstrickt sind, die 



deutsche Staatsangehörigkeit entziehen zu können. Dies ging auch mit dem Ausschluss 
der Möglichkeit polygamer Ehen neue Antragsteller*innen einher – sowie mit der Anfor-
derung zur ideellen Übereinstimmung mit der deutschen Identität.30
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4. POLITISCHE UMSETZUNG
GESAMTBILANZ: 6 PUNKTE
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 6 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 6 PUNKTE

Die Vereinbarungen für ein pluralistisches Regelwerk sind auf die verschiedenen regiona-
len und administrativen Ebenen des deutschen Staates aufgeteilt. Artikel 2831 und 3032 
des Grundgesetzes gewähren den Ländern, Kreisen, Gemeinden und kreisfreien Städten 
das Recht auf regionale Selbstverwaltung und beinhalten die Kompetenz, lokale Ange-
legenheiten selbst zu regeln, sofern dies nicht im Widerspruch zum deutschem Recht 
steht. Politische Maßnahmen zur Unterstützung von Minderheiten sind somit nicht dem 
Bund, sondern den Ländern, Kreisen, Gemeinden und kreisfreien Städten vorbehalten.

Mit ihrer Gesetzgebungskompetenz, sowie als größte öffentliche Arbeitgeber, setzen die 
Länder den Ton für pluralistische Gestaltung der Politik. Letztere weicht zuletzt auch im 
Bereich der von den Ländern gewährten ethnisch-religiösen Versorgung stark voneinander 
ab. So verabschiedete der Stadtstaat Berlin beispielsweise ein Neutralitätsgesetz, das 
sichtbare, religiöse Symbole in allen öffentlichen Einrichtungen verbietet und dadurch 
etwa muslimischen Lehrerinnen das Tragen von Kopftüchern im beruflichen Kontext 
– von wenigen Ausnahmen abgesehen – erheblich erschwert.33 Andere Bundesländer 
wie das bevölkerungsreichste Bundesland Nordrhein-Westfalen verfolgen in diesem 
und anderen Bereichen der ethnisch-kulturellen Versorgung andere Strategien.34 Die 
Versorgungsleistungen werden dabei oftmals an Bedingungen geknüpft, die Spielraum 
für Interpretationen lassen. Für weibliche Lehrkräfte gilt beispielsweise die Erwartung, 
ihre religiöse Praxis solle den “Schulfrieden” nicht beeinträchtigen.

Um nationalen Minderheiten mit Bevölkerungsschwerpunkten in den jeweiligen Bundes-
ländern entgegenzukommen, haben Schleswig-Holstein, der Freistaat Sachsen, das Land 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und auch Niedersachsen eine vergleichsweise 
aktive Rolle übernommen und diverse Maßnahmen und Haushaltsinstrumente eingeführt, 
die nationale Minderheitensprachen in ihren jeweiligen Regionen unterstützen sollen. 
Dazu zählt etwa die Aufstellung von Autobahnschildern mit bilingualen Gemeindenamen 
in Siedlungen mit traditionell hohem Minderheiten-Anteil. Auch die Förderung der Aus- 
und Weiterbildung von Schul- und Kindergartenpersonal, das sich an der Grundbildung 
in Minderheitensprachen beteiligt, sowie die Möglichkeit, Minderheitensprachen in 
Gerichten, Polizeidienststellen und Landesämtern einzusetzen, fällt darunter.

Bezeichnenderweise führten zwei Länder, Sachsen und Brandenburg, auch eine Förder-
vereinbarung für die Stiftung für das sorbische Volk (2016-2020) ein, die jährlich 18,6 
Millionen Euro umfasst.35 Dieser Betrag soll für den Zeitraum 2021-2025 auf jährlich 
23,9 Millionen Euro erhöht werden, wobei Zahlungen rückwirkend für das Jahr 2021 
erfolgen.36 Im Jahr 2020 führte auch Mecklenburg-Vorpommern ein Projekt mit einem 
Jahresbudget von 7,5 Millionen Euro zum Schutz der niederdeutschen Sprache ein.37 
Derartige finanzielle Unterstützung und symbolische Zuwendungen sind in der Regel 
lokal ausgerichtet und stehen anderen nationalen Minderheiten in Deutschland wie 
etwa den Roma nicht flächendeckend zur Verfügung. Neuere Minderheiten erhalten 
keine vergleichbaren finanziellen Zuwendungen oder vorab genannte symbolischen 
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Auf Bundesbene gibt 
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Hintergrund oder 
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Vergünstigungen. Um sie vor Diskriminierung zu unterstützen, haben Bund und einige 
Länder38 jedoch entsprechende Überwachungsstellen eingerichtet39: die Antidiskri-
minierungsstelle des Bundes (ADS)40 sowie die je lokalen Antidiskriminierungsstellen. 
Wenngleich die Arbeit der ADS als sehr wichtig und wertvoll zu bewerten ist,41 ist sie 
einer breiten Öffentlichkeit weitestgehend unbekannt.42

5. DATENERHEBUNG
GESAMTBILANZ: 5 PUNKTE
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 5 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 5 PUNKTE

Die deutschen Behörden sind zögerlich, was die Erhebung und Überwachung demographi-
scher Daten betrifft, die, wie die ECRI43 vorsieht, “nach Staatsangehörigkeit, nationaler/
ethnischer Herkunft, Sprache und Religion aufgeschlüsselt sind”. Auf Bundesbene gibt 
es somit keinerlei systematische Datenerhebung über den ethnischen Hintergrund 
oder Status nationaler Minderheiten. Das sogenannte Ausländerzentralregister – eine 
Datenbank, die persönliche Angaben über circa 20 Millionen ausländische, deutsche 
Staatsangehörige enthält – ist über 7.000 Behörden und Organisationen zugänglich, 
darunter Polizei- und Zollbehörden, und hat über 80.000 Nutzer*innen. Nach Sektion 26 
des Gesetzes über das Ausländerzentralregister können personenbezogene Daten, die 
über einzelne ausländische Staatsbürger*innen in Deutschland gespeichert sind, auch 
an Behörden ausländischer Staaten übermittelt werden.

Die Zurückhaltung bei der Erhebung ethnischer Daten von Minderheiten erschwert letzt-
lich die detaillierte Erfassung von Ungleichheiten, die für die Förderung von Maßnahmen 
zur Förderung der Vielfalt erforderlich wäre. Mehrere Faktoren spielen hierfür eine 
Rolle, darunter Bedenken hinsichtlich der Datenschutzbestimmungen und historische 
Präzedenzfälle für die Erhebung sensibler Daten in Deutschland.44 Stattdessen werden 
Daten zur ethnischen Herkunft weitestgehend mithilfe des Konzepts des Migrationshin-
tergrunds erfasst.45 Für diesen Begriff sind unterschiedliche Definitionen gebräuchlich 
– darunter auch Kategorien, die den Geburtsort der Eltern, die zu Hause gesprochene 
Sprache oder die nichtdeutsche Herkunftssprache erfassen.46 Vieles deutet darauf 
hin, dass infolge solcher Datenlücken problematische Annäherungsdaten verwendet 
werden, etwa sogenannte “Ethno-Variablen”, die in der urbanen Stadtplanung sowie in 
der Wohnungswirtschaft herangezogen werden, um Mieter*innen von Wohngenossen-
schaften und -unternehmen anhand von Familiennamen kategorisieren.

Das Statistische Bundesamt sammelt jährlich Daten über alle in Deutschland lebenden 
Menschen, indem es Statistiken über Arbeit und Bildung bereitstellt. Diese Daten sind 
allerdings wenig hilfreich, um den Alltag von Rassifizierung und religiöser Diskriminie-
rung zu erfassen. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) forscht aus 
Regierungssicht zu Islam, Migration und Flüchtlingsfragen, neigt jedoch dazu, von 
Regierungsbeamt*innen vorab definiertes Wissen unkritisch zu übernehmen.47 Das 
Monitoring der Integration von Migrant*innen nach Deutschland erfolgt durch das 
Sozio-ökonomische Panel. Dieses verfasst entsprechende Studien zum Thema “Leben 



in Deutschland”, wobei Stichproben Zugewanderter aus türkischen, griechischen, italie-
nischen, spanischen und ex-jugoslawischen Haushalten herangezogen werden, die nach 
1989 nach Deutschland kamen.48

Neuere staatliche und nichtstaatliche Initiativen zum Thema zielen darauf ab, die 
beschriebenen Lücken zu füllen, indem sie ein vollständigeres Bild des Pluralismus in 
Deutschland zeichnen. So führte die Antidiskriminierungsstelle des Bundes im Jahr 2015 
die bis dato größte Umfrage zu Diskriminierungserfahrungen durch, an der Personen 
ab dem Alter von 14 Jahren teilnehmen konnten.49 Vor der Datenerhebung fanden 
Konsultationen mit Nichtregierungsorganisationen statt, die sich in ihrer Arbeit mit 
verschiedenen Formen von Diskriminierung auseinandersetzen und einen Beitrag zur 
Konzeption des Fragebogens leisteten.50 Derartige nichtstaatliche Akteure und diverse 
Forschungsnetzwerke spielen eine zentrale Rolle bei der Überwachung ethnisch kodier-
ter Benachteiligung oder antimuslimischem Rassismus. Dazu zählen beispielsweise das 
Kompetenznetzwerk gegen Islam- und Muslimfeindlichkeit oder CLAIM, Allianz gegen 
Islam- und Muslimfeindlichkeit. Letzte entwickelte ein Verfahrensinstrument, wodurch 
Fälle von antimuslimischem Rassismus online gemeldet werden können. Unterneh-
mensinitiativen wie die Charta der Vielfalt51 erhebt inzwischen zudem Daten über die 
Förderung von Diversität in Firmen und Institutionen.

6. GELTENDMACHUNG VON ANSPRÜCHEN 
UND DEREN ANFECHTUNG
GESAMTBILANZ: 7 PUNKTE
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 6 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 8 PUNKTE

Die Vereinsfreiheit ist durch Artikel 9 des deutschen Grundgesetzes geschützt. Sie 
erstreckt sich unter anderem auf das Recht, sich an öffentlichen Demonstrationen zu 
beteiligen – ein Recht, das nur unter sehr bestimmten Umständen eingeschränkt werden 
kann. In der Realität des Vereinslebens und der politischen Willensbildung zeichnen sich 
jedoch Beschränkungen und Hindernisse für neuere sowie für ältere Minderheiten in 
Deutschland ab. So sind Minderheitenorganisationen etwa oft unterfinanziert. Einige 
der sichtbareren Organisationen, wie etwa die Türkisch-Islamische Union der Anstalt für 
Religion (DITIB), werden vom türkischen Staat teilfinanziert. Dies wiederum verstärkt 
den Verdacht vermeintlicher Illoyalität deutscher Muslim*innen dem deutschen Staat 
gegenüber.

Eine kontinuierliche Rhetorik des “Othering” (“Alterisierung” / “Anders-Machen”), die Beto-
nung eines behaupteten Scheiterns der Integration und Aussagen wie “Der Islam gehört 
nicht zu Deutschland” erschweren die Geltendmachung von Ansprüchen insbesondere 
für die muslimische Bevölkerung in Deutschland. Selbstbewusste Minderheitenpolitik 
löst oft Unbehagen aus und wird mit höherer Wahrscheinlichkeit als unvernünftig oder 
feindlich gegenüber der freiheitlich-demokratischen Ordnung dargestellt als etwa die 
Forderungen und Missstände anderer politischer Interessenvertreter*innen. Dennoch 
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finden gelegentlich Straßenproteste mit erheblicher Beteiligung von Minderheiten statt, 
darunter die Proteste von annähernd 10.000 Kurd*innen gegen die türkische Beteiligung 
am syrischen Bürgerkrieg 201952 sowie die Proteste gegen die israelische Intervention 
in Gaza im Kontext des israelisch-palästinensischen Konflikts im Mai 2021, an denen 
sich sowohl Teilnehmer*innen der jüdischen, als auch der muslimischen Gemeinden in 
Flensburg beteiligten.53

Das Recht auf Partizipation wird durch den Zugang zu Staatsbürgerschaft begrenzt. 
Letztere stellt nach wie vor die Voraussetzung für die meisten Formen politischer 
Partizipation in Deutschland dar: Neuere Minderheiten in Deutschland sind oftmals 
gezwungen, sich entweder für die deutsche oder die familiär vererbte Staatsbürger-
schaft zu entscheiden, was ihre Möglichkeiten einschränkt, auf verschiedenen Ebenen 
(Kommunalwahlen eingeschlossen) wählen oder ihre jeweilige Gemeinschaft vertreten 
zu können.54 Eine der wenigen Möglichkeiten für Nicht-Staatsbürger*innen besteht in 
der Vertretung durch sogenannte Ausländerbeiräte,55 die in mehreren Bundesländern 
eingerichtet wurden, jedoch in der Regel relativ machtlos und unterfinanziert sind.56

Für die politische Einbeziehung einiger nationaler Minderheitengruppen existieren 
entsprechende Mechanismen – etwa die Vertretung der dänischen Minderheit durch 
den Südschleswigschen Wählerverband (SSW) in Schleswig-Holstein, der seit den Wahlen 
2021 erstmals auch auf Bundesebene vertreten ist. In den letzten Jahren gab es erneute 
Bestrebungen, die Vertretung von Muslim*innen in Deutschland durch die Islamkonfe-
renz zu verbessern. Diese sucht den Dialog und strebt nach staatlicher Anerkennung 
des Islams – vergleichbar mit der staatlichen Anerkennung christlicher und jüdischer 
Religionsgemeinschaften. Doch derartige Initiativen gelten wegen des Misstrauens 
gegenüber der liberalen Gesinnung und Verfassungstreue einiger der wichtigsten musli-
mischen Organisationen (von denen die meisten vom Verfassungsschutz beobachtet 
werden) weiterhin als problematisch. Sie werden daher auch daran gehindert, staatlich 
finanzierte Projekte in den Bereichen soziale Integration, Rassismus und Migration zu 
beantragen.



TEIL III.  
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Doch von vollständiger 
Gleichstellung in der 
politischen Vertretung 
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7. POLITISCHE PARTEIEN
GESAMTBILANZ: 5.5 PUNKTE
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 6 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 5 PUNKTE

In Deutschland herrscht ein pluralistisches Parteien-System. Einige dieser Parteien haben 
Anstrengungen unternommen, um die (historisch dürftige) Repräsentation der Stimmen 
und Identitäten von Minderheiten zu verbessern. Doch von vollständiger Gleichstellung in 
der politischen Vertretung ist Deutschland noch immer weit entfernt. Historisch gesehen 
beanspruchten die Christlich-Demokratische Union (CDU) und die Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands (SPD) das Label als sogenannte Volksparteien. Und das, obwohl sie 
heute einen viel geringeren Anteil der bundesweiten Stimmen erhalten (25,7 Prozent 
für die SPD und 24,1 Prozent für die CDU bei der Bundestagswahl im September 2021).

Beide Parteien haben die deutsche Nachkriegsgeschichte sozial und politisch entschei-
dend geprägt, auch was die Integration von Zuwander*innen sowie die Aufnahme von 
Minderheiten betrifft. Die CDU pflichtete lange dem “Mythos der Rückkehr” für Arbeits-
migrant*innen der Nachkriegszeit bei und vertrat die Idee einer ethnisch-kulturell 
homogenen Nation. Obwohl parteiübergreifende Debatten über die Frage, ob Deutschland 
ein Einwanderungsland ist, weitestgehend abgeflaut sind, gibt es noch immer Ausein-
andersetzungen über die Frage, wie kultureller Vielfalt idealerweise Rechnung getragen 
werden kann. Dazu zählt etwa die Frage, ob der “Islam zu Deutschland gehört”. Nach 
Abtritt der Bundeskanzlerin Angela Merkel und der Übernahme der CDU-Parteiführung 
durch Friedrich Merz, der in Migrationsfragen einen deutlich anderen Ton als seine Vorgän-
gerin anschlägt, ist die Ausrichtung des deutschen Konservatismus schwerer absehbar.

Das Aufkommen der rechtsextremen Alternative für Deutschland (AfD) auf der politi-
schen Bühne und die zunehmende Radikalisierung der Partei hat den Ton des politischen 
Diskurses in Deutschland tiefgreifend verändert. AfD-Politiker*innen riefen zu gewalt-
samen Maßnahmen auf, um eine vermeintliche “Invasion” Geflüchteter nach 2015 
einzudämmen. Die Partei verknüpft ihre Feindseligkeit gegenüber Einwander*innen 
und insbesondere gegenüber Muslim*innen mit ihrer Agitation gegen vermeintliche 
kulturelle Eliten. Bei den Wahlen in den Bundesländern Brandenburg und Sachsen im 
Jahr 2019 erhielt die AfD 23,5 Prozent bzw. 27,5 Prozent der Stimmen. Insbesondere in 
Ostdeutschland genießt sie bis heute sehr starken Rückhalt. Bei der letzten Bundes-
tagswahl 2021 erhielt die AfD 10,3 Prozent der Stimmen.

Die parlamentarische Vertretung der verschiedenen Minderheitengruppen in Deutschland 
ist unzureichend. Im institutionellen Bereich ist eine strukturelle Unterrepräsentation 
politischer Akteur*innen mit Migrationshintergrund festzustellen, sowohl auf Bundes-, 
als auch auf Länderebene.57 Nur 58 von 709 Abgeordneten (8,2 Prozent) im Bundestag 
haben Migrationshintergrund. Der niedrigste Prozentsatz (2,9 Prozent)58 besteht in 
der CDU/CSU-Fraktion – sie hat zwar die meisten Sitze im Parlament inne, kann jedoch 
die wenigsten Vertreter*innen mit Migrationshintergrund verzeichnen.59 Wenn Ange-
hörige von Minderheitengruppen in die Politik gehen, schließen sie sich in der Regel 
eher etablierten Parteien an, anstatt Minderheitenparteien zu gründen (die dänische 



und friesische Minderheit, die durch den SSW vertreten wird, stellt diesbezüglich eine 
seltene Ausnahme dar).60

Zu den bedeutsamen Beispielen von Politiker*innen mit Migrationshintergrund gehört der 
türkischstämmige Politiker Cem Özdemir (Bündnis 90/Die Grünen), der unter anderem 
für seine scharfe Kritik an der Politik des türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdogan 
bekannt ist.61 Özdemir erhebt nicht den Anspruch, die Rechte/Interessen der türkischen 
Minderheit in Deutschland zu vertreten. Auch Christina Henke (CDU), eine russischspra-
chige Politikerin ukrainischer Herkunft, konzentriert sich weniger auf die Vertretung 
der russischsprachigen Community in Deutschland, sondern vielmehr auf Frauenrechte 
und die Vertretung von Frauen auf Regierungsebene.62 Rechtlich betrachtet können 
Vertreter*innen von Minderheiten, sofern die Mehrheit der Mitglieder*innen oder der 
Parteivorsitz als sogenannte Ausländer gelten, keine politische Partei gründen.63 Die 
Partei muss zudem von einem/einer Deutschen geführt werden.64

8. NACHRICHTENMEDIEN
GESAMTBILANZ: 5.5 PUNKTE

A. Repräsentation – Gesamtbilanz | 7 Punkte
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 7 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 7 PUNKTE

B. Bekanntheitsgrad pluraler Akteur*innen – Gesamtbilanz 
| 6 Punkte
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 4 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 7 PUNKTE

Deutschland verfügt über eine vielfältige Medienlandschaft, bestehend aus privaten 
und öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten auf lokaler- sowie auf Bundesebene. Die 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten haben den verfassungsrechtlichen Auftrag, zum 
öffentlichen Diskurs, zu Nachrichten sowie zur Funktionsfähigkeit der demokratischen 
politischen Kultur beizutragen (dieser Auftrag beinhaltet die Verpflichtung, öffentlichem 
Interesse zu dienen und die Teilnahme am öffentlichen Diskurs aus verschiedenen 
Perspektiven zu ermöglichen).

Die TV-Landschaft gliedert sich daher in öffentlich-rechtliche/private, überregionale/
regionale und allgemeine/themenspezifische Sender. Die deutschen Bundesländer sind 
für die Organisation/den Betrieb der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten verant-
wortlich – insbesondere der beiden großen Sender (ARD und ZDF) und ihrer lokalen 
Tochtergesellschaften –, durch die Erhebung von Rundfunkgebühren. In jüngerer Zeit 
wurde der öffentlich-rechtliche Rundfunk immer wieder Zielscheibe politischer Versuche, 
dessen Glaubwürdigkeit zu demontieren.65 Das Bundesverfassungsgericht stellte in einer 
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Generell sind 
Minderheiten in 
den öffentlich-
rechtlichen Medien 
eher unzureichend 
vertreten. Staatliche 
Unterstützung für 
Minderheitenmedien ist 
unzureichend.

Entscheidung vom März 2014 anlässlich der Verlängerung des ZDF-Verwaltungsauftrags 
fest,66 dass letzterer in Teilen verfassungswidrig sei, weil öffentlich-rechtlichen Medien 
regierungsfern arbeiten und die Vielfalt der deutschen Gesellschaft abbilden müssen.

Was Printmedien betrifft, so spiegeln die großen, überregionalen Zeitungen eine Viel-
zahl politischer Stimmen wider. Im Boulevard-Bereich wurde dem rechtsgerichteten 
Axel-Springer-Verlag, der die auflagenstärkste deutsche Print- und Online-Zeitung (BILD) 
herausgibt, wiederholt vorgeworfen, zu einem feindseligen Klima gegenüber Menschen 
muslimischer Herkunft und gegenüber Geflüchteten beizutragen.

Generell sind Minderheiten in den öffentlich-rechtlichen Medien eher unzureichend 
vertreten. Staatliche Unterstützung für Minderheitenmedien ist unzureichend. Der 
Kern des Problems liegt in der starren Auslegung des Grundsatzes der sogenannten 
Staatsferne des Rundfunks, der als Rechtfertigung für mangelnde staatliche Initiative 
in diesem Bereich herangezogen wird. So wurde etwa eindeutig die Notwendigkeit einer 
Vertretung der dänischen Minderheit im Rundfunkrat des Norddeutschen Rundfunks 
(NDR), einer Tochtergesellschaft der ARD, festgestellt. (Demgegenüber stehen positive 
Entwicklungen beim ZDF).67 Bemerkenswert ist auch die fehlende finanzielle Unter-
stützung des Staates für Printmedien, die Minderheiten repräsentieren (beispielsweise 
die dänischsprachige Zeitung Flensborg Avis).

In den vergangenen Jahren kritisierten sowohl dänische als auch friesische Minderheiten 
in Schleswig-Holstein die Entwicklungen bezüglich Zugang zu Medien und Medienauf-
sichtsbehörden, wie in den auf Bundes- und Landesebene veröffentlichten behördlichen 
Berichten beschrieben wird.68 Was in Minderheitensprachen ausgestrahlte Inhalte betrifft, 
so sind diese entweder so gut wie nicht vorhanden (die Ausnahme ist eine von einem 
kommerziellen Radiosender in Flensburg ausgestrahlte Nachrichtensendung in dänischer 
Sprache) oder sehr begrenzt (das spärliche Angebot an friesischen Programmen des 
NDR und vereinzelte, von kommerziellen Sendern angebotene oder von Liebhabern der 
friesischen Sprache produzierte Inhalte). Die Frage der Vertretung von Minderheiten im 
NDR-Rundfunkrat bleibt weiterhin nicht adressiert.69 Die privaten Medien werden als 
offener gegenüber friesischer Sprache beschrieben. Zu den Forderungen der Minderheiten 
in den Medien gehören beispielsweise die der friesischen Gruppe, die mehr friesisch-
sprachige Inhalte im NDR, ein monatliches Nachrichtenmagazin in ARD/ZDF und eine 
stabile Finanzierung des Radiosenders Friisk Funk fordert.70

Trotz der diversen, nationalen Minderheitengruppen haben im Einwanderungsland 
Deutschland noch immer noch weniger als sechs Prozent der Chefredakteur*innen 
in Medienunternehmen einen Migrationshintergrund.71 Die Förderung der medialen 
Diversität ist somit weder sicht- noch greifbar. Die Einführung einer Quote in Nachrich-
tenunternehmen, die mehr Vielfalt gewährleisten würde, ist nach wie vor ein strittiges 
Thema. Die mediale Berichterstattung über ethnische/religiöse Gruppen in Deutschland 
unterliegt, wie anderswo, politischen Agendas und Vorurteilen gegenüber bestimmten 
Gruppen.72 Der Versuch, eine über politische Überzeugungen hinausgehend, gemeinsame 
und vereinende deutsche Identität zu konstruieren, ist mit der zunehmenden ethni-
schen/religiösen Diversität des Landes eng verflochten und bedient ein ausgeprägtes, 
antimuslimisches Paradigma. Die sogenannten Mainstream-Medien in Deutschland 
bemühen sich demgegenüber um einen eher nuancierten und rücksichtsvollen Diskurs, 
was Fragen rund um Integration und Einwanderung betrifft. Sozioökonomische und insti-
tutionelle Faktoren werden so in der Regel auch “jenseits” der ethnischen Zugehörigkeit 



berücksichtigt. In einem kleineren Anteil der deutschen Medien, insbesondere in rechts-
gerichteten Zeitungen, werden kulturelle Unterschiede durch tendenziöse, kulturalistische 
Diskurse eher hervorgehoben.73

Neuere Minderheiten werden auf populären Online-Plattformen in der Regel aktiv 
präsentiert (z. B. die deutsch-türkische Journalistin Nalan Sipar oder Oktan Erdikmen,74 
der auf YouTube deutsche und europäische Nachrichten in türkischer Sprache kommen-
tiert). Da es auf YouTube keine russischsprachigen deutschen Blogger*innen gibt, folgen 
Aussiedler*innen aus der ehemaligen Sowjetunion verschiedenen Blogger*innen75 oder 
informieren76 sich auf Instagram über diverse Themen des Alltags in Deutschland. Diese 
Minderheiten neigen zudem dazu, auf Facebook77 thematische Gruppen zu bilden, um 
gemeinsame Bedürfnisse anzusprechen und Anliegen zu teilen (etwa zur deutschen 
Maßnahmen-Politik gegen die COVID-19-Pandemie).

Es gibt zudem noch immer eine begrenzte Anzahl traditioneller Medien, die sich an 
ältere Generationen richten, etwa Printzeitungen, die nicht nur politische Themen, 
sondern auch Unterhaltungs- und Freizeitthemen behandeln. Dazu zählt z. B. Die 
Zeitung Neue Zeiten (ein monatlich erscheinendes russlanddeutsches Magazin) oder 
Russkaya Germania.78 Diese Medien zielen in der Regel mehr auf Unterhaltung anstatt 
auf politische Positionierung ab. Neben Medien, die von und für in Deutschland lebende 
Minderheiten produziert werden, bestehen eine Reihe Medien für Minderheiten, die vom 
Abstammungsstaat für den deutschen Kontext (re-)produziert werden (beispielsweise 
Russia Today oder Sputnik Deutschland). Sie präsentieren Nachrichten aus Perspektive 
der Staatspolitik des Abstammungsstaat – im Fall Russland als Alternative zu soge-
nannten Mainstream-Meinungen in Deutschland.79

9. ZIVILGESELLSCHAFT
GESAMTBILANZ: 7.5 PUNKTE
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 8 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 7 PUNKTE

In Deutschland gibt es eine lebendige Zivilgesellschaft, die in Form unterschiedlicher 
Rechtsformen organisiert ist: Vereine, Stiftungen und Gesellschaften. Gegenwärtig 
existieren in Deutschland etwa 645.000 solcher zivilgesellschaftlicher Organisationen 
(CSO) und Bewegungen.80 Es gibt zudem mehrere Dachverbände, die glaubensbasierte 
Organisationen vertreten, wie etwa den Zentralrat der Muslime, den Zentralrat der 
Juden und die Evangelische Kirche.81 Es existieren auch ethnische oder gemeindebasierte 
Organisationen, wie die Neuen Deutschen Organisationen,82 die ihrer eigenen Definition 
folgend “Nachkommen von Arbeitsmigrant*innen und Geflüchteten, Sinti*zze und 
Rom*nja, afrodiasporische Menschen, jüdische, muslimische und andere dialogsuchende 
Engagierte” zusammenbringen.83

Zahlreiche zivilgesellschaftliche Organisationen in Deutschland sind auf finanzielle Unter-
stützung durch Bundes- oder Länderprogramme oder auch auf Unternehmensstiftungen 
angewiesen, was ihre Möglichkeiten einschränken kann, außerhalb staatlicher Vorgaben zu 
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Organisationen, die 
sich für die Belange von 
Migrant*innen und für 
Geflüchtete einsetzen, 
sind erheblichen 
Anfeindungen 
ausgesetzt.

operieren. Für zivilgesellschaftliche Akteur*innen, die politischen Einfluss ausüben wollen, 
ist die Nähe zum Staat nicht unerheblich – sei es in Form öffentlicher Konsultationen 
oder der Anerkennung im Kontext des komplexen Konzernnetzwerks in Deutschland. Im 
Gegenzug setzen staatliche Akteure die Rahmenbedingungen, innerhalb derer sie etwa 
religiösen Organisationen den Status einer Körperschaft öffentlichen Rechts verleihen, 
der es den betreffenden Gruppen ermöglicht, an wichtigen Beratungen teilzunehmen 
und Sozialleistungen bereitzustellen. Der Zugang muslimischer Vereinigungen hierzu 
wird seit langem diskutiert, wurde bislang aber nur kleineren Konfessionszweigen (etwa 
den alevitischen und Ahmadiyya-Gemeinschaften) gewährt – nicht aber den wichtigsten 
Vertretungsorganen des sunnitischen oder schiitischen Islam.

Während seines Vorsitzes in der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (OSZE) 2016 suchte Deutschland nach einer Möglichkeit, die Bedürfnisse zivil-
gesellschaftlicher Organisationen zu adressieren. Zu diesem Zweck versammelte man 
Vertreter*innen von Menschenrechts- und Minderheitenorganisationen im Auswärti-
gen Amt.84 Ziel jener Konferenz war es, ein solides Netzwerk aufzubauen und einen 
produktiven Austausch zwischen staatlichen Vertreter*innen und NGO’s zu initiieren, 
die sich von nun an regelmäßig mit Minderheitenthemen (nationale, neuere, alte und 
sexuelle Minderheiten betreffend) befassen sollten. Mit dem Ausbruch der COVID-
19-Pandemie wurde diese Zusammenarbeit jedoch eingestellt. Die Pandemie führte 
zudem zu finanziellen Kürzungen, welche die Existenz einiger zivilgesellschaftlicher 
Organisationen an sich gefährdeten.85

Organisationen, die sich für die Belange von Migrant*innen und für Geflüchtete einset-
zen, sind erheblichen Anfeindungen ausgesetzt. Einige Organisationen, die im Bereich 
Asyl und Migration tätig sind, wurden in letzter Zeit von etablierten Politiker*innen als 
“Anti-Abschiebe-Industrie”, “Mitleidsindustrie” und “Empörungsindustrie” bezeichnet.86 
AfD-Politiker*innen versuchten, Aktivitäten derartiger Organisationen zu kriminalisieren, 
allen voran durch die Behauptung, sie schützten Kriminelle, die abgeschoben werden 
müssten.87

Die Wirksamkeit zivilgesellschaftlicher Vertretung ist alles in allem schwer einzuschät-
zen, insbesondere im Kontext der COVID-19-Pandemie. Letztere führte nicht nur zu 
finanziellen Kürzungen, die die Existenz zivilgesellschaftlicher Organisationen in Frage 
stellten, sondern verstärkte auch die Stigmatisierung von Minderheiten – so wurden 
etwa Sinti und Roma vermehrt zu Sündenböcken erklärt.88 Der Zentralrat Deutscher 
Sinti und Roma warnte davor, dass die Pandemie Anti-Roma-Rhetorik online noch weiter 
verstärken würde.89 Das Hauptproblem der Sperrung/Entfernung rassistischer Inhalte 
besteht letztlich darin, dass die Anbieter*innen der Server oft außerhalb Europas sitzen 
und es sich daher schwierig erweist, sie zu zwingen, xenophobe Beiträge zu löschen. Das 
Programm “Demokratie Leben” des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend finanziert Kompetenz-“Netzwerk”, das sich mit verschiedenen Formen von 
Rassismus auseinandersetzt. Darunter fällt unter anderem das Monitoring von Islamo-
phobie und antimuslimischem Hass.



Fälle von 
Diskriminierung 
aus ethnischen und 
religiösen Gründen 
lassen sich hin-
gegen bereits in den 
frühen Phasen des 
Bewerbungsverfahrens 
feststellen: Empirische 
Untersuchungen der 
Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes (ADS) 
zeigten, dass deutsche 
Arbeitgeber*innen 
muslimische 
Bewerber*innen 
mit geringerer 
Wahrscheinlichkeit zu 
einem Vorstellungs-
gespräch einladen, da 
von ihnen in der Regel 
unterdurchschnittliche 
Qualifikation und 
geringe Produktivität 
erwartet wird.

10. DER PRIVATSEKTOR
GESAMTBILANZ: 4 PUNKTE
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 4 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 4 PUNKTE

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) ist die zentrale rechtliche Grundlage, 
um Diskriminierungen auf Grundlage von “Rasse” oder ethnischer Herkunft, Geschlecht, 
Religion, Weltanschauung, Behinderung, Alter oder sexueller Identität zu stoppen.90 Doch 
Diskriminierung nimmt in Deutschland weiterhin zu, insbesondere am Arbeitsplatz.91 
Laut einer von der Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) durchgeführten Umfrage 
ist der Arbeitsplatz nach wie vor der Haupt-Ort für Diskriminierung.92 Etwa ein Drittel 
der Befragten sah sich dort mit unterschiedlichen Formen von Diskriminierung konfron-
tiert. Dabei sei angemerkt, dass es sich nach wie vor als sehr schwierig gestaltet, die 
dominanten Diskriminierungsmuster verschiedener Branchen und auf unterschiedlichen 
Führungsebenen zu ermitteln, zumal deutsche Arbeitgeber*innen keine Datenerhebung 
zu “Rasse”, Religion, sexueller Präferenz oder Weltanschauung durchführen.

Fälle von Diskriminierung aus ethnischen und religiösen Gründen lassen sich hingegen 
bereits in den frühen Phasen des Bewerbungsverfahrens feststellen: Empirische Unter-
suchungen der Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) zeigten, dass deutsche 
Arbeitgeber*innen muslimische Bewerber*innen mit geringerer Wahrscheinlichkeit zu 
einem Vorstellungsgespräch einladen, da von ihnen in der Regel unterdurchschnitt-
liche Qualifikation und geringe Produktivität erwartet wird.93 Auch das Tragen eines 
Kopftuchs kann bei der Bewerbung zu Problemen führen, zumal Arbeitgeber*innen 
kopftuchtragende Bewerberinnen als Quelle von Problemen und schädlich für den 
unternehmerischen Erfolg ansehen.94 Frauen in Deutschland, die ein Kopftuch tragen, 
werden am Arbeitsplatz daher häufiger diskriminiert als andere Frauen.95 Unter den 179 
führenden Manager*innen oder Vorstandsmitglieder*innen der 29 deutschen Fortune-
Global-500-Unternehmen sind lediglich zwei nicht-weiße Personen.96

Zwei Fälle von Diskriminierung aus religiösen Gründen im Privatsektor in Deutschland 
wurden im Februar 2021 vom Europäischen Gerichtshof (EuGH) geprüft.97 In beiden Fällen 
ging es um muslimische Frauen, die aus dem Mutterschaftsurlaub zurückkehrten und 
ein Kopftuch trugen. Die jahrelange Berufserfahrung der Arbeitnehmerinnen im Unter-
nehmen hatte keinerlei Einfluss auf die Entscheidung, sie von der Arbeit zu suspendieren, 
die damit begründet wurde, dass sie sich weigerten ihr Kopftuch abzulegen. Der EuGH 
kam letztlich zu dem Schluss, derartige Suspendierungen seien rechtmäßig, wenn das 
Tragen von Kopftüchern nachweislich gegen eine “Neutralitätspolitik” verstoße, zu der 
sich private Unternehmen bekennen.98

Ein weiterer Diskriminierungsfaktor in Beschäftigungsverhältnissen ist die geschlechts-
spezifische Diskriminierung.99 Im Jahr 2020 verdienten Frauen in Deutschland 
durchschnittlich 18 Prozent weniger als Männer. Der Gender-Pay-Gap-Index zeigte 
zudem, dass das Lohngefälle zwischen Männern und Frauen 2020 – im Vergleich zu 
1991, als es noch 51 Prozent ausmachte – zwar abnahm, mit 21 Prozent allerdings noch 
immer über dem europäischen Durchschnitt liegt.100 Die Gründe dafür werden oft in der 
Familie verortet. Viele Frauen müssen sich um Kinder und Haushalt kümmern, was dazu 
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führt, dass sie auf Teilzeitarbeit ausweichen. Männer übernehmen unabhängig ihrer 
familiärer Belange in der Regel Vollzeitverträge.101 Die Unfähigkeit, eine Vollzeitstelle 
anzunehmen, verursacht finanzielle Einbußen und gilt oft als Grund dafür, dass Frauen 
in Führungs- und Managementpositionen unterrepräsentiert sind.102

Im Rahmen des von der Charta der Vielfalt103 in Deutschland organisierten, neunten 
Diversity-Tages wurden mehrere Initiativen vorgestellt, die Diversität am Arbeitsplatz 
fördern. Die Charta der Vielfalt ist ein vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
unterstützter Zusammenschluss von über 3.500 Unternehmen,104 die sich ihm frei-
willig anschlossen, um die Diversität an ihren jeweiligen Arbeitsplätzen zu fördern. 
Der Diversity-Tag umfasste Sensibilisierungsprogramme in den Agenturen für Arbeit 
in ganz Deutschland, thematische Kulturveranstaltungen und Workshops in verschie-
denen Unternehmen und Betrieben. Dazu zählten zum Beispiel Adidas, ADAC, Airbus, 
das Zentrum für Militärgeschichte und Sozialwissenschaften der Bundeswehr Potsdam 
und viele weitere.105



TEIL IV. 
GRUPPENBEZOGENE 
UNGLEICHHEITEN
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Dieser Status quo in 
Deutschland hindert 
eine erhebliche Anzahl 
von Menschen daran, 
ihr grundlegendes 
Recht auf Wahlen oder 
das Recht, sich zur 
Wahl aufzustellen, 
wahrzunehmen.

11. POLITISCH
GESAMTBILANZ: 5 PUNKTE
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 5 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 5 PUNKTE

Obwohl die Staatsbürgerschaft eine wichtige Voraussetzung für die Wahrnehmung 
aktiver politische Rechte ist, bleiben die Einbürgerungsquoten unter postmigrantischen 
Bevölkerungsgruppen in Deutschland verhältnismäßig gering.106 Das Wahlrecht und 
die Möglichkeit, sich als Wahlhelfer*in bei Wahlen auf Landesebene zu engagieren, ist 
ausschließlich Personen mit deutscher Staatsbürgerschaft vorbehalten. Potenzielle 
Antragsteller*innen auf die deutsche Staatsbürgerschaft aus muslimisch geprägten 
Ländern, insbesondere aus der Türkei, sind trotz der Reformen des Staatsangehörig-
keitsrechts im Jahr 2000 diskriminierenden Einbürgerungsanforderungen ausgesetzt. 
Dies lässt sich auf das weit verbreitete Misstrauen hinsichtlich ihrer rechtmäßigen 
Zugehörigkeit in Deutschland und auf Einschränkungen aufgrund ihrer doppelten 
Staatsbürgerschaft zurückführen.

Dieser Status quo in Deutschland hindert eine erhebliche Anzahl von Menschen daran, 
ihr grundlegendes Recht auf Wahlen oder das Recht, sich zur Wahl aufzustellen, wahr-
zunehmen.107 Einige Minderheiten in Deutschland machen von ihrem Wahlrecht in ihren 
Herkunftsländern Gebrauch, was dazu führt, dass sich die Kluft zwischen Mehrheits- und 
Minderheitsgesellschaften vertieft.108 Dass Angehörige von Minderheitengruppen ihr 
Wahlrecht in ihren Wohnsitzländern – selbst auf kommunaler Ebene – nicht ausüben 
können ist auf fehlender Rahmenbedingungen für eine doppelte Staatsbürgerschaft, 
das begrenzte Wissen über die tatsächliche innenpolitische Situation ihrer Wohnsitz-
staaten, und mediale Propaganda und Einflussnahme zurückzuführen. All das kann sich 
auf die politische Meinungsbildung in Deutschland lebender Minderheiten und auf ihre 
Bereitschaft, politische Teilhabe einzufordern, erheblich auswirken.

Die Möglichkeit, politische Parteien zu gründen, wird traditionellen nationalen Minder-
heiten gewährt. Allerdings wird sie aktiv nur von der dänischen und der friesischen 
Minderheit genutzt. Der Südschleswigsche Wählerverband (SSW), die Interressenpartei 
der dänisch-friesischen Minderheit in Schleswig-Holstein wird daher bei den bevorstehen-
den Bundestagswahlen im Jahr 2021 antreten können.109 Das Ziel der Partei ist sowohl 
die Förderung von Minderheitenrechten als auch relevanter Verkehrsprojekte in Berlin. 
Neuere Minderheiten bleiben im Deutschen Bundestag nach wie vor unterrepräsen-
tiert. Jede Form von Vertretung erfolgt in der Regel durch einzelne Politiker*innen mit 
Migrationshintergrund, die versuchen, die Interessen der Minderheitengesellschaft, der 
sie entstammen, mit Zielen führender “Mainstream”-Parteien in Einklang zu bringen.

Der deutsche Staat fördert das verfassungsmäßig verbriefte, aktive Engagement neuerer 
nationaler Minderheiten im sozialen und politischen Leben durch Partizipation in politi-
schen Parteien, Gewerkschaften und damit verbundenen Versammlungen und Initiativen. 
Bei nachgewiesenem, aktiven Engagement kann die Aufenthaltsdauer, die für den Erwerb 
der deutschen Staatsbürgerschaft erforderlich ist, von acht auf sieben Jahre verkürzt 
werden. Zusätzlich besteht in einigen Ländern die Möglichkeit, dass Drittstaatsange-
hörige indirekt durch den Integrationsbeirat/Ausländerbeirat repräsentiert werden.110



Sowohl Minderheiten 
als auch 
postmigrantische 
Gruppen sind 
intersektionaler 
Diskriminierung, 
also etwa dem 
Ineinandergreifen 
geschichtlicher 
und religiöser 
Diskriminierung 
oder auch religiöser 
und ethnischer 
Diskriminierung, 
ausgesetzt.

12. ÖKONOMISCH
GESAMTBILANZ: 5 PUNKTE
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 5 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 5 PUNKTE

Deutschland nimmt sich selbst als soziale und demokratische Marktwirtschaft wahr. 
Das deutsche Steuersystem ist vergleichsweise progressiv.111 Die Einkommensungleich-
heit ist seit 2005 stabil geblieben, gilt im Vergleich zu anderen Ländern jedoch als 
gering.112 Doch auch die soziale Mobilität ist in Deutschland vergleichsweise niedrig. 
Ungleichheit und niedriges Einkommen bestehen hier oft über Generationen hinweg 
fort, mehr als etwa in skandinavischen Ländern, auch mehr als in Großbritannien und 
Italien.113 “Im Ausland geborene” Deutsche sind überdurchschnittlich oft arbeitslos.114 
Diese Gruppe erfährt zudem Einkommensungleichheit.115 Die deutsche Gesellschaft 
steht vor erheblichen Herausforderungen, was die gerechte Beteiligung am deutschen 
Wirtschaftsleben betrifft. Frauen sind in führenden und leitenden Positionen etwa nach 
wie vor unterrepräsentiert.116

Sowohl Minderheiten als auch postmigrantische Gruppen sind intersektionaler Diskrimi-
nierung, also etwa dem Ineinandergreifen geschichtlicher und religiöser Diskriminierung 
oder auch religiöser und ethnischer Diskriminierung, ausgesetzt. Muslimische Frauen, 
die Kopftücher tragen, werden am Arbeitsplatz und bei der Jobsuche oft diskriminiert – 
sowohl im öffentlichen als auch im privaten Sektor.117, 118 Aufgrund laufender Debatten 
und bestehender Unsicherheiten, religiöse Symbole am Arbeitsplatz betreffend, bleiben 
genannte Diskriminierungsformen noch immer schwer adressierbar.

Der Bundestag hat einen Gesetzesentwurf erlassen, der das Erscheinungsbild von 
Beamt*innen maßregeln soll.119 Darin wird bestimmt, dass das Tragen religiöser Symbole 
am Arbeitsplatz (einschließlich Kopftücher, jüdischer Kippas und christlicher Kreuze) nur 
in solchen Fällen verboten werden kann, wo die Neutralität und Unparteilichkeit einer 
verbeamteten Person zur Disposition steht.120 Bislang müssen Arbeitgeber*innen (auch 
im Privatsektor) nachweisen, dass ihre Unternehmen der Neutralitätspflicht nachkommen 
und religiöse Symbole nur dann reglementieren, wenn sie die Arbeitnehmer*innen im 
Rahmen ihrer auszuführenden Arbeit beeinträchtigen (obwohl dies eine schwammige 
Regelung zu sein scheint).121

Im Zuge der Anstellung werden im Regelfall personenspezifische Informationen zu einem 
Grad preisgegeben, der Diskriminierung begünstigt. Unterschiedliche Studien legen 
dar, dass Einladungs- oder Rückrufquoten bei postmigrantischen Bewerber*innen sehr 
unterschiedlich ausfallen, wenngleich hier kein einheitliches Bild vorliegt.122 Wie zuvor 
angedeutet, ist bemerkenswert, dass unter den 179 führenden Manager*innen oder 
Vorstandsmitglieder*innen der 29 Fortune Global 500-Unternehmen in Deutschland nur 
zwei nicht-Weiße Personen vertreten sind. Unabhängig von ihrem Kompetenzprofil, bleibt 
es für die Nachkommen von Einwanderer*innen nach wie vor schwer, Diskriminierung, 
rassistische Benachteiligungen und ethnische, beziehungsweise religionsspezifische 
Vorurteile zu überwinden. Die Erfahrung, die nationale Minderheitengruppen in der deut-
schen Wirtschaft dahingehend machen, ist vielfältig und schwer zu erfassen, zumal die 
erforderlichen Daten größtenteils nicht verfügbar sind. Während einige der bekannteren 
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Trotz staatlicher 
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kulturellen Minderheiten, wie etwa die dänischen Deutschen in Schleswig-Holstein, wohl 
keine erheblichen wirtschaftlichen Nachteile erleiden, liegen für die Diskriminierung und 
schwere Chancenungleichheit für Sinti- und Roma-Gruppen in Deutschland Beweise vor.123

13. SOZIAL
GESAMTBILANZ: 5.5 PUNKTE
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 5 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 6 PUNKTE

Obwohl Deutschland subventionierten Wohnraum, kostenlose Bildung und ein vergleichs-
weise gut funktionierendes Gesundheitssystem bereitstellt, gibt es Beweise dafür, dass 
Migrant*innen und ihre Nachkommen Schwierigkeiten haben, Zugang zu qualitativ 
hochwertigem Wohnraum, Bildung und Gesundheitsdiensten zu erhalten. Für nationale 
Minderheitengruppen ist dies wiederum schwer zu verallgemeinern.

Alle deutschen Staatsbürger*innen besitzen das Recht auf Bildung, das durch das 
Grundgesetz und die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte geschützt ist.124 Der 
deutsche Staat fördert (in Teilen oder auch vollständig) Sprach- und Integrationskurse. 
Der erfolgreiche Abschluss derartiger Kurse ist eine Voraussetzung für den Erhalt einer 
deutschen Aufenthaltserlaubnis sowie eines deutschen Passes.125 Die genannten Kurse 
helfen Erwachsenen außerdem dabei, eine weiterführende oder berufliche Weiterbildung 
an sogenannten Berufsschulen zu erhalten und unterstützen sie bei der Ausbildungs- 
oder Beschäftigungssuche gemäß ihrer individuellen Fähigkeiten.126

Trotz staatlicher Unterstützung verlassen jüngere Minderheiten in Deutschland die 
Schule tendenziell früher127 und weisen im Vergleich zur Mehrheit einen niedrigen 
Bildungsstand und eine geringere Beschäftigungsquote auf.128 Dieser Trend hängt 
stärker mit dem sozioökonomischen Status der Familien zusammen, aus denen diese 
Schüler*innen stammen und hat weniger mit direkten Diskriminierungserfahrungen 
zu tun.129 Es gibt jedoch Beispiele dafür, dass Kindern mit Migrationshintergrund von 
ihren Lehrern angeraten wurde, die Realschule statt des Gymnasiums zu besuchen.130 
Dies erschwert letztlich den Zugang zu höherer Bildung, für die größtenteils das Abitur 
erforderlich ist, welches nur an Gymnasien angeboten wird.

Die Kluft zwischen der Mehrheitsbevölkerung und Minderheiten in den deutschen 
Bildungs- und Beschäftigungssystemen hängt oftmals mit einer Vielzahl erschwerender 
Hindernisse zusammen, mit denen Minderheiten sich aufgrund von Problemen bei der 
Anerkennung ausländischer Bildungsabschlüsse in Deutschland konfrontiert sehen: 
Erstens werden ausländische Abschlüsse (aus sogenannten Drittländern) in Deutsch-
land oft nicht anerkannt.131 Bewerber*innen müssen mehrere Bestätigungsprüfungen 
durchlaufen, um ihren Abschluss anerkennen zu lassen.132 Zweitens sind die Stellenan-
gebote, die ein*e Bewerber*in von der Agentur für Arbeit erhält, mit dem im Ausland 
erworbenen Abschluss in der Regel nicht kompatibel.133 Der arbeitgebenden Person 
obliegt die Entscheidung über die Weiterbildung einer/eines ausländischen Angestellten. 
Aufgrund mangelnder deutscher Sprachkenntnisse und/oder dem Ausbleiben bilingualer 



Fortbildungsprogramme ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass eine weiterbildende 
Maßnahme einer ausländischen Person eher nicht zugesprochen wird.134

Was die innere Systematisierung und Erfassungstechnik betrifft, so ist das deutsche 
Gesundheitssystem gut strukturiert, insbesondere was die Gesundheit von Kindern 
angeht. Erwachsene Einwanderer*innen sind jedoch Diskriminierung und ungleicher, sprich 
schlechterer Behandlung ausgesetzt, trotz des prinzipiell universellen Geltungsbereichs 
des deutschen Gesundheitssystems.135 So wurde etwa festgestellt, dass “Personen aus 
Portugal/Spanien/Italien/Griechenland, aus der Türkei und dem ehemaligen Jugoslawien 
ihrer subjektiven Erfahung nach mit 24 %, 62 % bzw. 68 % höherer Wahrscheinlichkeit 
schlechter behandelt werden als Deutsche, unabhängig von ihrem Gesundheitszustand 
sowie von ihrem demografischen und sozioökonomischen Profil”.136

Die Gründe hierfür sind in strukturellem Rassismus137 und damit einhergehenden Kommu-
nikationsproblemen zu suchen. Gesundheitsdienstleister*innen sind daher nicht in der 
Lage, das Bewusstsein für potenzielle Rehabilitationsprogramme und Dienstleistungen, 
die der Steigerung der Gesundheitskompetenz dienen, zu schärfen und die Wirksamkeit 
der medizinischen Behandlung in Deutschland allgemein zu verbessern.138 Die verfüg-
bare Datenlage zur Gesundheit von Minderheiten- und postmigrantischen Gruppen ist 
lückenhaft, wenngleich es den Anschein erweckt, dass “Klasse” und Migrationshinter-
grund bei der Ermittlung von Ungleichheiten eine wesentliche Rolle spielen.139 Es gibt 
Hinweise dafür, dass Minderheiten- und postmigrantische Gruppen Gesundheitsdienste 
seltener in Anspruch nehmen, was auf kulturelle oder sprachliche Barrieren beim Zugang 
zu angemessener Versorgung zurückzuführen ist.

Der deutsche Staat verfügt über ein gut strukturiertes soziales Schutzsystem für 
deutsche Staatsbürger*innen und Menschen mit Aufenthaltsgenehmigung, das fünf 
Kernbereiche umfasst: Krankenversicherung, Pflegeversicherung, Rentenversicherung, 
Unfallversicherung und Arbeitslosenversicherung.140 So erhält eine Person etwa im Fall 
von Arbeitslosigkeit ein Arbeitslosengeld und kann eine Ermäßigung beziehungsweise 
vollständige Übernahme der übrigen Kosten durch den Staat beantragen (beispielsweise 
für Miete, Kindergarten und Hort, sprich, Kinderbetreuung). Diese Zahlungen erfolgen 
automatisch und regelmäßig, was die Bürger*innen vor plötzlichen Existenzrisiken 
schützt. Die Höhe der Rentenzahlungen durch das Versicherungssystem hängt vom 
Einkommen ab, das im Laufe des Arbeitslebens eingenommen wurde. Da migrantische 
Personen im Laufe ihres Arbeitslebens tendenziell ein niedrigeres Einkommen erzielen, 
haben sie im Ruhestand mit höheren Armutsquoten zu kämpfen, wovon vor allem 
Frauen betroffen sind.141
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Während das Pflegen 
und Bewahren der 
eigenen Kultur 
und Religion im 
privaten Bereich 
unproblematisch 
ist, sieht es im 
öffentlichen Bereich 
anders aus.

14. KULTURELL
GESAMTBILANZ: 6 PUNKTE
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 6 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 6 PUNKTE

Kulturelle Diversität als Idee wird weithin zelebriert, obwohl ungefähr jede*r zweite 
Deutsche glaubt, dass soziales Zusammenleben nur dann möglich sei, wenn Minder-
heitengruppen sich an die Dominanzkultur anpasse. Jede*r Dritte glaubt, dass die 
Existenz unterschiedlicher Kulturen zur Entstehung einer neuen Kultur führen kann. 
Nur zehn Prozent der Befragten einer Umfrage der Bertelsmann Stiftung stimmen 
zu, dass verschiedene Kulturen koexistieren können.142 Obwohl die Religionsfreiheit ist 
ein verfassungsmäßiges Recht darstellt, wird die freie und öffentliche Ausübung des 
islamischen Glaubens in Deutschland weiterhin problematisiert. Der Islam wird oft mit 
Minderwertigkeit assoziiert und/oder als Bedrohung angesehen, der der Standhaftigkeit 
deutscher Leitkultur gegenübergestellt werden müsse.143

Kulturelle Ungleichheiten sind insbesondere mit Blick auf nicht-europäische und/oder 
muslimische Minderheiten erkennbar. Laut einer Umfrage von 2018 antworteten 47 
Prozent der Befragten, der Islam gehöre zu Deutschland, wohingegen 46 Prozent eine 
andere Meinung vertraten. Insbesondere Teilnehmer*innen aus der ehemaligen DDR (62 
Prozent) und Menschen über 60 weisen eine negative Einstellung zu dieser Frage auf.144 
Während das Pflegen und Bewahren der eigenen Kultur und Religion im privaten Bereich 
unproblematisch ist, sieht es im öffentlichen Bereich anders aus. Jeder zweite Mensch 
ohne Migrationshintergrund bevorzugt, dass muslimische Frauen keine Kopftücher 
tragen, wenn sie als Beamtinnen arbeiten.145 Dasselbe gilt für die Frage, ob Lehrerinnen 
im Unterricht Kopftücher tragen dürfen, was eine Mehrheit von 57 Prozent ablehnt.

Sichtbare Zeichen muslimischer Praktiken, Moscheebaus und Muezzinrufe eingeschlos-
sen, werden in Deutschland langsam anerkannt. Im Jahr 2021 erlaubte die Stadt Köln 
als erste deutsche Stadt öffentliche Übertragungen des Gebetsrufs für fünf Minuten 
(freitags zwischen 12:00 und 15:00 Uhr), wenngleich diese Regelung auf erhebliche 
Kritik stieß.146 Im Jahr 2012 legte ein Landesgericht ein Verbot über die jüdische und 
muslimische Praktik der männlichen Beschneidung ab. Dies wurde jedoch durch eine 
beschleunigte Gesetzgebung im Bundestag wieder aufgehoben.147

Laut der neuesten Studie des Antidiskriminierungsstelle des Bundes werden Sinti und 
Roma von etwa einem Drittel der Befragten nicht in Deutschland willkommen gehie-
ßen.148 Jede*r vierte Befragte stimmte der Aussage zu, dass der Lebensstil der Sinti 
und Roma sich von der deutschen Mehrheit stark unterscheide. Jede dritte Person war 
sich sicher, dass sie Sinti und Roma an ihrem Aussehen erkennen könne.149 Der Bericht 
des Roma Civil Monitor erwähnt ähnliche Trends und unterstreicht die fortlaufende 
Diskriminierung in der öffentlichen Verwaltung und der Sozialarbeit.150 Somit bleiben 
Sinti und Roma die einzige offiziell anerkannte Minderheit, die sozial abgelehnt wird.



Das System gilt für 
alle, unabhängig 
von ihrer 
Staatsbürgerschaft, 
solange sie in 
Deutschland wohnhaft 
sind (und über eine 
gültige Adresse 
verfügen).

15. ZUGANG ZUR JUSTIZ
GESAMTBILANZ: 7 PUNKTE
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 7 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 7 PUNKTE

Die deutsche Justiz ist stark und unabhängig.151 Personen mit postmigrantischem 
Hintergrund sowie nationale Minderheiten haben auf verschiedenen Ebenen Zugang zur 
Justiz – etwa indem sie ihre Fälle jeweils bei ihren jeweiligen Stadt-/Gemeindegerichten 
einreichen:

•	 Indem ein Diskriminierungsfall bei speziellen staatlichen Stellen gemeldet wird (wie 
z. B. bei der Antidiskriminierungsstelle des Bundes oder dem Deutschen Institut 
für Menschenrechte);152

•	 Indem eine Beschwerde bei einer Beschwerdestelle an dem Ort gemeldet wird, an 
dem die Ungleichbehandlung stattgefunden hat;

•	 Indem Rechtsbeistand in Anspruch genommen wird (Einkommensschwache Personen 
können einen Antrag beim Amtsgericht stellen und die Kosten für eine Rechtsbe-
ratung vom Staat tragen lassen).

Das deutsche Justizsystem schützt alle in Deutschland lebenden Personen gleichbe-
rechtigt und dient somit als Instrument zur Bekämpfung von Diskriminierung. Leider 
gibt es in der Praxis seitens Polizeibeamt*innen sowie der Justiz Fälle von Racial Profi-
ling.153 Es ist an dieser Stelle wichtig anzumerken, dass Forschungen zu polizeilichem 
Racial Profiling vom Innenminister Horst Seehofer 2020 blockiert wurden, da er diese 
für “irrelevant” erachtete.154

Das deutsche Sozialhilfesystem ist gut ausgebaut und ermöglicht es Menschen mit 
geringem Einkommen,155 zu niedrigen Kosten (typischerweise und die 100-250 Euro) 
vor Gericht vertreten zu werden. Das System gilt für alle, unabhängig von ihrer Staats-
bürgerschaft, solange sie in Deutschland wohnhaft sind (und über eine gültige Adresse 
verfügen). Nationalen Minderheiten ist es an den Orten ihrer traditionellen Ansiedlung 
zudem möglich, vor Gericht vertreten zu werden und die entsprechenden Dokumente 
in einer Muttersprache (Friesisch, Niederdeutsch oder Dänisch) einzureichen.

Die Durchschnittsdauer der gerichtlichen Verfahren beträgt etwa vier bis fünf Monate,156 
kann aber je nach Umständen des jeweiligen Falls (etwa, wenn eine zusätzliche Überset-
zung oder Dolmetscher*innen-Hilfe erforderlich ist) auf ein Jahr oder länger verlängert 
werden. Allgemein funktioniert das deutsche Justizsystem gut und weitgehend ohne 
unnötige Verzögerungen.157

Das sogenannte Mediationsgesetz von 2012 bietet alternative Möglichkeiten zur Konflikt-
mediation und -Lösung.158 Das Gesetz legt Richtlinien für Mediator*innen und die jeweiligen 
Parteien einer Mediation fest. Es ebnete zudem den Weg für die Gründung alternativer 
Mediations-Initiativen und Anwaltskanzleien, die sich mit kommerziellen Angelegen-
heiten und Menschenrechtsverletzungen deutscher Organisationen im In- und Ausland 
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befassen. Mediation ist am engsten mit kommerziellen Streitigkeiten verbunden, nicht 
unmittelbar mit Menschen- oder Minderheitenrechten.

Was die Finanzierung von Menschenrechtsorganisationen zur Unterstützung des Zugangs 
zur Justiz betrifft, existieren zwei zusätzliche Finanzierungsquellen für die allgemei-
nen Budgets von NGOs und Menschenrechtsorganisationen: staatliche Zuschüsse und 
EU-Zuschüsse. Die staatlichen Zuschüsse werden vom Auswärtigen Amt und dem 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung vergeben, das 
mit der Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit kooperiert. Auch 
die deutsche Entwicklungsbank KFW und Engagement Global sind beteiligt.159 Einige 
Forschungsorganisationen oder Minderheiteneinrichtungen werden direkt vom deutschen 
Staat und/oder den Ländern finanziert (so finanziert das MFA zum Beispiel politische 
Stiftungen wie die Rosa-Luxemburg-Stiftung, die auch Mittel an Antragsteller*innen 
verteilt, die im Bereich des Menschenrechts- und Freiheitsschutzes tätig sind).160



TEIL V. 
GRUPPENINTERNE BEZIEHUNGEN 
UND ZUGEHÖRIGKEIT
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Gewalt und 
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16. GRUPPENINTERNE GEWALT
GESAMTBILANZ: 6 PUNKTE
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 6 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 6 PUNKTE

In den letzten Jahren wurden Menschen mit muslimischem Hintergrund und Geflüchtete 
zunehmend zur Zielscheibe rassistischer Angriffe. Die jüngsten Gräueltaten in Hanau 
(2020 wurden elf Gäst*innen zweier Shisha-Bars getötet) und in Halle (2019 gab es 
einen versuchten Anschlag auf eine Synagoge und die Tötung zweier Passant*innen) 
sind ein bestürzendes Signal die zunehmende Gefahr des rechtsextremen Terrorismus. 
Die zunehmende Häufigkeit derartiger Vorfällen enttarnte zudem rechtsextreme Struk-
turen in deutschen Institutionen wie der Polizei und der Bundeswehr, was das Ausmaß 
institutionalisierten Rassismus und Extremismus bezeugt.161 Wenngleich alltägliche 
Erfahrungen mit rassistischer Gewalt in Deutschland wegen ambivalenter Meldepflichten 
nur schwer zu erfassen sind, ist klar, dass Gewalt und Hassverbrechen in den Jahren 
nach der Ankunft Geflüchteter in den Jahren 2015-16 deutlich zugenommen haben, was 
auch im Einklang mit einer sich verändernden politischen Atmosphäre steht.

Nach Angaben des Bundesministeriums für Inneres und Kommunales wurden 2020 insge-
samt 9.420 Fälle xenophober Hassdelikte registriert, was einen Anstieg von 22,3 Prozent 
im Vergleich zu 2018 (7.701 Fälle) darstellt. Bezüglich antisemitischer Hassverbrechen 
wurden 2020 insgesamt 2.351 Fälle erfasst. Im Vergleich zu 2018 zeigen die Daten hier 
einen Anstieg von 30,6 Prozent (1.799). Bemerkenswert ist, dass 94,6 Prozent dieser 
Straftaten von rechtsextremen Tätern begangen wurden. Darüber hinaus wurden 1.026 
Fälle islamophober Hasskriminalität dokumentiert, was einen Anstieg von 12,7 Prozent 
gegenüber 2018 (910 Fälle) ausmacht. Es wurden außerdem 128 Fälle antiziganistischer 
(Sinti- und Roma-feindlicher) Hasskriminalität gemeldet, was einen Anstieg von 64,1 
Prozent im Vergleich zu 2019 darstellt.162

Insbesondere für die jüdische Minderheit in Deutschland ist in den letzten Jahren ein 
Anstieg antisemitischer Straftaten und Gewalt zu verzeichnen. Antisemitische Gewalt 
und Hass geht vor allem von Rechtsextremist*innen, jedoch auch von Islamist*innen 
aus. Die Reproduktion antisemitischer Vorurteile und Verschwörungstheorien ist in 
verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen zu finden – auch solche, die sich selbst nicht 
als extremistisch bezeichnen würden. Laut einer Studie des Instituts für interdisziplinäre 
Konflikt- und Gewaltforschung der Universität Bielefeld von 2017 betonten 78 Prozent 
der jüdischen Befragten, Antisemitismus habe in den letzten fünf Jahren leicht oder 
stark zugenommen. Weitere 83 Prozent gaben an zu glauben, dass Antisemitismus in 
den nächsten fünf Jahren zunehmen werde.163 Mit Blick auf die aktuelle politische und 
gesellschaftliche Tendenz ist ein deutlicher Anstieg in der Verbreitung antisemitischer 
Verschwörungstheorien und Gewalt in der sogenannten Querdenker-Bewegung zu 
beobachten – einer eher diffusen Bewegung, die Bürger*innen anzieht, die sich über 
die Maßnahmen der Regierung gegen COVID-19 besorgt zeigen und für rechtsextreme 
Einflüsse offen sind.164

Gewalt- und Hassdelikte von Neonazis richten sich auch gegen nationale Minderheiten 
wie die sorbische Minderheit, die vor allem in den Grenzregionen von Sachsen und 



Zwar gibt es 
regionale- und 
Klassenunterschiede, 
die sich auf das 
Vertrauen zwischen 
Gruppen sowie 
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dahin, dass Diversität 
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Brandenburg lebt. Nach Angaben des Landeskriminalamtes Sachsen wurden zwischen 
2017 und 2020 15 Fälle von Straftaten aus dem rechtsextremen Spektrum angezeigt. 
Die Dunkelziffer liegt vermutlich weit aus höher.165

17. GRUPPENINTERNES VERTRAUEN
GESAMTBILANZ: 6.5 PUNKTE
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 6 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 7 PUNKTE

Nach 2015 wurden Geflüchtete aus Syrien und Afghanistan (die oft muslimisch und als 
potenziell “gewalttätig” eingestuft werden) verstärkt zur Zielscheibe. Das Klima gegen-
über ethnisch-religiösen Minderheiten in Deutschland verschlechterte sich. Allgemein 
erfahren junge muslimische Männern hier erhebliches Misstrauen. Umfragedaten zum 
Vertrauen zwischen Minderheiten-Gruppen zeigen ein relativ einheitliches Bild für die 
verschiedenen Kategorien sozialen Andersseins. Gruppen, die aus religiösen oder ethni-
schen Gründen als “anders” eingestuft werden, erfahren demnach kein höheres Maß 
an Misstrauen. Anders verhält es sich bei Personen, die als “Einwanderer” bezeichnet 
werden und somit ein etwas höheres Maß an Misstrauen erfahren. Derartige Reaktionen 
sind kontextabhängig, verändern sich dabei oftmals und können als Reaktion auf sich 
verändernde politische Umstände verstanden werden.166 Im Zuge dieser Veränderungen 
werden Gruppen tendenziell als gefährlich und feindlich gestimmt dargestellt.

Ein allgemeines Bild des Vertrauens zwischen den verschiedenen Gruppen in Deutsch-
land zu zeichnen, gestaltet sich als schwierig, zumal erhebliche regionale Unterschiede 
bestehen, die neben sozialen Merkmalen wie Schichtzugehörigkeit und Bildungshin-
tergrund mit unterschiedlichen Ansichten gegenüber sozial “Anderen” einhergehen 
– insbesondere hinsichtlich Minderheiten und Zuwanderer*innen.167 Daten des Globa-
len Zentrums für Pluralismus zeigen, dass höhere Bildung mit einem höheren Maß an 
sozialem Vertrauen korreliert.168

Laut einer quantitativen Studie von Schmid et al. führen positive Interaktionen zwischen 
dominanten und Zuwanderer*innen-Gruppen dazu, dass sich die Perspektive auf Zuwan-
der*innen gesamtgesellschaftlich verbessert.169 Dies ist in Deutschland auch deshalb 
bedeutend, weil ethnische Minderheiten zwischen den Bundesländern in West- und 
Ostdeutschland (in letzterem Teil leben weniger Migrant*innen) ungleichmäßig verteilt 
sind. In Ostdeutschland leben weniger Repräsentant*innen ethnischer Minderheiten. Im 
Kontext des Zustroms ethnischer Minderheiten in die sogenannten neuen Bundesländer, 
zeigt eine aktuelle Studie, dass 36 Prozent der ostdeutschen Befragten eine negative 
Haltung gegenüber Muslimen aufweisen, wogegen nur 22 Prozent in Westdeutschland 
dasselbe behaupten. In den neuen Bundesländern sind 48 Prozent der Befragten Sinti 
und Roma gegenüber negativ gestimmt – 14 Prozentpunkte mehr als im Westen. Jedoch 
bekennen sich 86 Prozent der befragten Ost-Deutschen zu einer positiven Einstellung 
gegenüber Jüdinnen*Juden.170 Wenngleich es wichtig ist, die Vielzahl ostdeutscher 
Erfahrungen anzuerkennen, muss doch auch die Kluft zwischen den zwei Teilen des 
Landes anerkannt werden.171
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Von denjenigen mit 
Migrationshintergrund, 
die in Deutschland 
geboren sind, betonen 
66,2 Prozent, dass sie 
sich vom deutschen 
Bildungssystem 
benachteiligt fühlen, 
wohingegen 80 Prozent 
betonen, sich nicht 
benachteiligt zu 
fühlen.

Zwar gibt es regionale- und Klassenunterschiede, die sich auf das Vertrauen zwischen 
Gruppen sowie die spezifischen Meinungen zu kultureller Diversität auswirken, doch der 
allgemeine Trend geht dahin, dass Diversität im Lauf der Zeit mehr Akzeptanz findet,172 
einschließlich des Vertrauensniveaus von Menschen mit Migrationshintergrund. So betonen 
etwa Teilnehmer*innen des Index 2019-20173 mit Migrationshintergrund eine positive 
Wahrnehmung des gesellschaftlichen Zusammenlebens in Deutschland (68,8 Prozent). 
Unter ihnen erreichen Teilnehmer*innen, die zur Gruppe der (Spät-)Aussiedler gehören, 
68,1 Prozent. Teilnehmer*innen mit türkischem Migrationshintergrund erreichten 64,7 
Prozent. Die gleiche, positive Einstellung gilt für Bürger ohne Migrationshintergrund – in 
der Befragung erreichten sie 65,6 Prozent.174

Auch unter nationalen Minderheiten leiden Sinti und Roma noch immer unter verschie-
denen Formen innergenerationaler Diskriminierung sowie unter Alltagsrassismus, der in 
vielen Fällen zu sozialer Ausgrenzung und Segregation führt. Jüngste Studien zeigten, 
dass 26 Prozent der Bevölkerung eine feindselige Meinung über Sinti und Roma an 
den Tag legen.175 56 Prozent betonten, dass sie es für problematisch erachten würden, 
wenn sich Angehörige von Sinti und Roma in ihrer Nachbarschaft aufhalten würden.176

18. VERTRAUEN IN INSTITUTIONEN
GESAMTBILANZ: 7 PUNKTE
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 7 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 7 PUNKTE

Der Grad des Vertrauens in Institutionen ist ein wichtiger Faktor für das Funktionie-
ren pluralistischer Gesellschaften. Diesbezüglich lassen sich verschiedene Formen von 
Vertrauen ausmachen: etwa das besondere Vertrauen in die Familie oder das allgemeine 
Vertrauen in die Mitmenschen.177 Der Grad des Vertrauens in öffentliche Institutionen ist 
zentral für das Funktionieren demokratischer und pluralistischer Gesellschaften, gerade 
in Krisenzeiten, wenn schwierige Fragen der Identität, Zugehörigkeit und Repräsentation 
angegangen und bearbeitet werden müssen.

In einer Studie für die Friedrich-Ebert-Stiftung178 betonten 51,1 Prozent der Befragten, 
dass sie mit dem öffentlichen Gesundheitssystem sehr zufrieden sind. 59,1 Prozent 
der Befragten mit Migrationshintergrund gaben indes an, mit dem deutschen Gesund-
heitssystem zufrieden zu sein. Was das öffentliche Bildungssystem betrifft, betonten 
77,1 Prozent der Teilnehmer*innen (ohne Migrationshintergrund) und 82,5 Prozent (mit 
Migrationshintergrund), dass sie absolut oder sehr zufrieden sind.179 Von denjenigen mit 
Migrationshintergrund, die in Deutschland geboren sind, betonen 66,2 Prozent, dass 
sie sich vom deutschen Bildungssystem benachteiligt fühlen, wohingegen 80 Prozent 
betonen, sich nicht benachteiligt zu fühlen.180

Hinsichtlich der gesellschaftspolitischen Umstände, die durch die COVID-19-Pandemie 
entstanden sind, gaben 89,2 Prozent der Teilnehmer*innen mit Migrationshintergrund 
an, dass sie der Polizei vor der Pandemie voll oder teilweise vertrauten. Nur 85,6 Prozent 



Ein Hauptproblem 
ist das des 
sogenannten Othering: 
Mehrheitsgruppen 
distanzieren sich 
von Minderheiten, 
konstruieren damit 
ihre eigene sozio-
kulturelle Identität und 
werten Minderheiten 
demgegenüber als 
minderwertig ab.

betonten dieselbe Einstellung, nachdem die Behörden im März 2020 Corona-Maßnahmen 
und entsprechende Einschränkungen eingeführt hatten.181

Laut dem Viktimisierungssurvey aus dem Jahr 2017 weisen Teilnehmer*innen mit Migra-
tionshintergrund ein stärkeres Vertrauen in deutsche Gerichten (6,8 Punkte auf einer Skala 
von 1-10) und die Staatsanwaltschaft (6,8 Punkte) auf. In beiden Kategorien existieren 
keine signifikanten Unterschied zu Teilnehmer*innen ohne Migrationshintergrund.182

Man sollte sich dabei vor Augen halten, dass bestimmte Ereignisse der letzten Jahre 
das Vertrauen der Menschen in öffentliche Institutionen in Deutschland durchaus 
untergraben haben. Wiederholte Enthüllungen über Polizeibeamt*innen, die in rassis-
tische Chat-Foren involviert waren, der Diebstahl von Waffen und Munition durch 
Angehörige des Spezialkräfte-Kommandos, die Enttarnung von Rechtsextremist*innen 
in der Bundeswehr sowie rassistische und antisemitische Äußerungen des ehemaligen 
Leiters des Bundesamts für Verfassungsschutz sind nur einige der jüngsten Beispiele, 
die die demokratische Legitimität deutscher Institutionen schwächen und sich auf das 
Vertrauen in deutsche Institutionen ausgewirkt haben.183

19. INKLUSION UND AKZEPTANZ
GESAMTBILANZ: 4 PUNKTE
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 4 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 4 PUNKTE

Die Frage der Integration und Akzeptanz von Minderheitengruppen stellt ein andauern-
des Problem dar. Um ein akzeptiertes Mitglied der deutschen Gesellschaft zu werden, 
sind einerseits persönliche Merkmale wie sozioökonomischer Status und die Demonst-
ration von “Integrationsbereitschaft” ausschlaggebend. Andererseits können negative 
Einstellungen gegenüber Minderheitengruppen, verschiedene Diskriminierungsformen 
und institutionalisierte Ungleichheiten zu gruppenbezogener Marginalisierung und so 
zu einem verringerten Gefühl der Integration und Akzeptanz führen. Ein Hauptproblem 
ist das des sogenannten Othering: Mehrheitsgruppen distanzieren sich von Minderhei-
ten, konstruieren damit ihre eigene sozio-kulturelle Identität und werten Minderheiten 
demgegenüber als minderwertig ab.184

Während die soziale Ausgrenzung aufgrund von Armut potenziell jedes Mitglied der Gesell-
schaft treffen kann, trifft ethnische, religiöse und geschlechtsspezifische Diskriminierung 
speziell Minderheitengruppen (z. B. in der Arbeitswelt, bei der Wohnungssuche oder im 
Bildungssystem).185 Dies betrifft vor allem im Ausland geborene und/oder nicht-weiße 
Personen sowie Muslim*innen. Diskriminierung und Ausgrenzung aufgrund von Identi-
tätsmerkmalen ist insbesondere bei muslimischen Frauen zu beobachten. Die Ergebnisse 
einer Umfrage zeigten, dass eine Frau mit türkischem Namen und Hidschab viereinhalb 
Mal so viele Bewerbungen verschicken muss, um die gleiche Anzahl von Einladungen zu 
Vorstellungsgesprächen zu erhalten wie eine Frau mit deutschem Namen, beziehungs-
weise ohne Hidschab. 186
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Obwohl 26 Prozent 
der deutschen 
Bevölkerung einen 
Migrationshintergrund 
haben, gibt es 
im öffentlichen 
Sektor nach wie 
vor strukturelle 
Unterrepräsentation.

Die Erhebungsdaten bestätigen zudem, dass Menschen, die nicht in Deutschland geboren 
sind, ein geringeres Zugehörigkeitsgefühl besitzen und Diskriminierungserfahrungen, 
insbesondere wenn sie mit Gewalt und körperlichen Schäden einhergehen, ein geringeres 
Zugehörigkeitsgefühl verursachen.

20. GEMEINSAME TRÄGERSCHAFT DER 
GESELLSCHAFT
GESAMTBILANZ: 5 PUNKTE
ETHNISCH-RELIGIÖSE, ZUGEWANDERTE UND POSTMIGRANTISCHE GRUPPEN | 5 PUNKTE

NATIONALE MINDERHEITEN | 5 PUNKTE

Die Überarbeitung des deutschen Staatsangehörigkeitsrechts Anfang der 2000er Jahre 
eröffnete Raum für ein neues Verständnis von Staatsangehörigkeit und Zugehörigkeit. 
Für türkische Deutsche können Heimatbindungen und transnationale Beziehungen 
bedeutsam sein. Eine inklusivere Version nationaler Identität, die diese Formen von 
Diversität anerkennt und die Zugehörigkeit zu zwei Staaten (z.B. Deutschland und Türkei) 
ermöglicht, wäre ein wichtiger Schritt in Richtung Pluralismus. Weitere Änderungen des 
Staatsangehörigkeitsrechts sind dafür Voraussetzung.

Neben der nationalen Identifikation und emotionalen Bindung steht die Frage des geteilten 
Eigentums auch mit Fragen der Handlungsfähigkeit und Repräsentation im sozio-poli-
tischen Bereich in Verbindung. Obwohl 26 Prozent der deutschen Bevölkerung einen 
Migrationshintergrund haben, gibt es im öffentlichen Sektor nach wie vor strukturelle 
Unterrepräsentation. So haben etwa nur fünf von 335 Bürgermeister*innen in Deutsch-
land einen Migrationshintergrund.187 Die Sichtbarkeit und Stimmen von Minderheiten 
in öffentlichen Institutionen müssen gefördert werden, was aufgrund intersektionaler 
Marginalisierungserfahrungen, zu denen Weißsein, Sexismus und Rassismus gehören, 
keine leichtes ist.188 Dies gilt besonders für in Deutschland geborene Bürger*innen mit 
Migrationshintergrund. Obwohl sie in Deutschland geboren und sozialisiert wurden und 
über vielfältige Identitäten verfügen, werden sie in vielen Fällen nicht als “echte Deutsche” 
angesehen, da ihnen spezifische Merkmale fehlen, die üblicherweise mit “Deutschsein” 
assoziiert werden.189 Laut einer repräsentativen Studie betonen drei von vier Deutschen 
mit Migrationshintergrund, dass sie sich “sehr wohl als Deutsche fühlen”.190 Nur 50 
Prozent der Teilnehmer*innen gaben an, dass sie es für wichtig erachten, als Deutsche*r 
gesehen und anerkannt zu werden.

Die in der “Integrationsdebatte” benannten Themen, die Gruppen mit Migrationshin-
tergrund betreffen – etwa Fragen des gemischten Schwimmunterrichts an Schulen, 
das Kopftuchverbot oder wiederholte Forderungen nach islamischem Religionsunter-
richt an staatlichen Schulen und islamisch-theologischen Lehrstühlen an öffentlichen 
Universitäten – lassen sich nicht ohne weiteres als “Massenphänomen” abtun.191 Im 
Rahmen einer Debatte um Trends zur Selbstabschottung innerhalb der deutschen 
Gesellschaft sollten sie jedoch nicht vernachlässigt werden. So bestehen etwa gruppen-
interne Formen von Sozialisation: Muslimische und deutschstämmige Menschen weisen 



untereinander relativ hohe Alltagskontakte auf. Nur ein Prozent der Muslim*innen in 
Deutschland hat keinerlei Kontakt zu deutschstämmigen Menschen oder wünscht sich 
diesen explizit nicht.192 Auch die Mitgliedschaft in deutschlandbezogenen Vereinen (im 
Gegensatz zu Vereinen, die sich lediglich auf das jeweilige Herkunftsland beziehen) ist 
unter Muslim*innen vergleichsweise hoch (37 Prozent auf Basis der Zahlen des Innen-
ministeriums von 2008).

Das Ausmaß der politischen Beteiligung von Minderheitengruppen kann auch als Beleg 
für Eigenverantwortung gewertet werden. Formelle politische Beteiligung setzt die 
deutsche Staatsbürgerschaft voraus, weshalb circa acht Millionen Menschen an der 
letzten Bundestagswahl nicht teilnehmen konnten.193 Von Wahlberechtigten mit Migra-
tionshintergrund beteiligten sich damals nur knapp 65 Prozent. Das Bildungsniveau ist 
in diesem Kontext ein wichtiger Faktor für die Ausübung des Wahlrechts. Abseits parla-
mentarischer Wahlen kann es aufschlussreich sein, politische Anliegen auf informellem 
Wege (etwa durch Teilnahme an Demonstrationen), in Organisationen und Vereinen zum 
Ausdruck zu bringen. Laut SVR-Integrationsbarometer engagieren sich 30 Prozent der 
deutschen Bevölkerung mit Migrationshintergrund in Vereinen oder in gemeinnützigen 
Organisationen. 55 Prozent der deutschstämmigen Nachkommen gaben an, sich an 
nicht-elektoralen Formen der politischen Beteiligung zu engagieren.194

Letztlich gibt es starke gruppenspezifische Verbände, die als Mittler-Organisationen 
zwischen Minderheiten und dem öffentlichen/politischen Raum fungieren. Bekannte 
und einflussreiche Beispiele sind etwa der Zentralrat der Juden in Deutschland, der 
Integrationsbeirat sowie der Zentralrat Deutscher Sinti und Roma. Diese Institutionen 
spielen eine entscheidende Rolle, wenn es darum geht, Zugehörigkeit zur deutschen 
Gesellschaft einzufordern. Sie stehen in direktem Kontakt mit politischen Akteur*innen 
und können Minderheiten vertreten, die von formalen politischen Beteiligungsmechanis-
men sonst ausgeschlossen sind.
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EMFEHLUNGEN

EMPFEHLUNGEN ZU SPEZIFISCHEN POLITIKBEREICHEN

1)	 Das Gesetz zu Antiziganismus wurde vom Parlament verabschiedet, vom Präsiden-
ten jedoch nicht offiziell verkündet. Zur Förderung dieses Gesetzes sollten weitere 
Schritte unternommen werden.

2)	 Die kumulativen Verfolgungsgründe und der tatsächliche Zustand des Minderhei-
tenschutzes sollten bei der Definition sogenannter sicherer Herkunftsstaaten im 
Rahmen der Asylpolitik mit berücksichtigt werden.

3)	 Es fehlt an systematischer Berichterstattung zur Umsetzung von Minderheiten-
gesetzen auf Länderebene. Die Länder (insbesondere dort, wo sich traditionelle 
Minderheitensiedlungen befinden) sollten über die Umsetzung jener Gesetze jähr-
lich berichten.

4)	 Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz sollte weiter unterstützt werden. Die von Medien-
unternehmen eingereichten Berichte sollten regelmäßig und transparent sein; Fälle 
von Hate Speech online sollten Medienunternehmen automatisch verpflichten, 
Informationen über Täter*innen umgehend offenzulegen.

5)	 Minderheiten sollte unabhängig vom Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft das 
Recht eingeräumt werden, politische Parteien zu gründen und Mitgliedschaften in 
ihnen zu formen. Das Recht auf Zugang zu politischen Parteien, das in Deutschland 
nur natürlichen Personen gewährt wird (§ 2 Abs. 1 Satz 2 PartG), sollte überdacht 
und zumindest auf deutsche Staatsbürger*innen mit Niederlassungserlaubnis 
ausgedehnt werden.

6)	 Der Begriff “Deutsche mit Migrationshintergrund” untergräbt die Integration und 
führt zu Ausgrenzung und diskriminierenden Praktiken. Dieser Begriff sollte abge-
schafft werden.

7)	 Der Prozess der Anerkennung von Diplomen sollte prinzipiell besser strukturiert 
sein und von der Regierung unterstützt werden.

ALLGEMEINE EMPFEHLUNGEN

1)	 Es besteht Bedarf für Aufklärungsmaßnahmen, die postmigrantische und nationale 
Minderheiten über verfügbare Beschwerdemechanismen bei Diskriminierungsfällen 
informieren. So sollten etwa thematische Flyer in Minderheitensprachen verteilt 
werden, die über Beschwerdemechanismen und die Arbeit der Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes (ADS) erklären. Diese sollten in Rathäusern, Arbeitsagenturen und 
Jobcentern ausliegen.

2)	 Die Rechenschaftspflicht der ADS und ihrer regionalen Vertretungen ist fragwürdig, 
da es sich um staatlich eingerichtete und finanzierte Institutionen handelt. Der 
Aufgabenbereich der ADS ist auf ihren organisatorischen Rahmen beschränkt, der 



ausdrücklich nicht Hate Speech, Diskriminierung aufgrund von “Rasse”, Sprache, 
Staatsbürgerschaft oder Geschlechtsidentität sowie intersektionale Formen von 
Diskriminierung umfasst. Es wird daher empfohlen, nicht nur den Aufgabenbereich 
der ADS zu erweitern, sondern auch unabhängige Überwachungs- und Antidiskri-
minierungsstellen und -Organisationen in Deutschland zu unterstützen, welche ein 
umfassendes und ausgewogenes System zum Schutz von Minderheiten schaffen.

3)	 Nichtdiskriminierung und der Schutz von Minderheiten sollten auf öffentlicher sowie 
auf privater Ebene verankert werden. Workshops und Schulungen für Polizei- und 
Verwaltungsmitarbeiter*innen sollten jährlich von externen Trainern organisiert und 
von einem unabhängigen Gremium/einer unabhängigen Institution evaluiert werden.

4)	 Minderheiten sollten unabhängig vom Status ihrer Staatsbürgerschaft die Möglichkeit 
haben, am politischen Leben auf Bundes- sowie auf kommunaler Ebene teilzuneh-
men. Da entsprechende Beiräte nicht nur machtlos wirken, sondern oftmals auch 
unterfinanziert sind, sollten in jedem Bundesland neue, alternative Gremien zur 
Vertretung von Minderheiten geschaffen werden. Ausreichende Finanzierung sollte 
bereitgestellt werden, um ihre Funktionsweise zu gewährleisten. Im Gegenzug sollten 
die Aktivitäten und Ausgaben neuer Gremien zur Minderheitenvertretung dokumen-
tiert und regelmäßig in Form von Berichten dargelegt werden. Minderheiten sollten 
in entsprechenden Sprachen darüber informiert werden, dass sie durch den neuen 
Minderheitenbeirat die Möglichkeit erhalten, Entscheidungsprozesse auf kommunaler 
Ebene zu beeinflussen. Darüber hinaus sollte Kommunikation in beide Richtungen 
– zwischen Minderheitengruppen und dem Parlament – hergestellt werden.

5)	 Jugendliche Minderheiten sollten unabhängig vom Status ihrer Staatsbürgerschaft 
ins politische Leben einbezogen werden können (etwa als Wahlhelfer*innen bei 
Kommunalwahlen, was derzeit nur Personen mit deutschem Pass möglich ist).

6)	 Es besteht Unterstützungsbedarf sowohl für traditionelle, als auch für neuere 
Minderheitenmedien in elektronischer und gedruckter Form, um alle Altersgrup-
pen abzudecken (z.B. Unterstützung lokaler russischer und türkischer Medien in 
Deutschland, um alternative Informationsquellen zu den Medien des Herkunftslandes 
zu etablieren).

7)	 Minderheitenmedien sollten in ihren jeweiligen Sprachen ausgestrahlt werden und 
folgende Zusatzkriterien erfüllen: Sie sollten lokal und vollständig von oder mit 
maßgeblicher Beteiligung von Angehörigen der jeweiligen Minderheit produziert 
werden. Sie sollten für eine bestimmte Gruppe bedeutende Themen behandeln 
und sich auf den jeweiligen, lokalen Kontext beziehen. Plattformen von Minder-
heitenmedien sollten außerdem von öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
zur Verfügung gestellt und aus öffentlichen Quellen finanziert (oder zumindest zu 
einem erheblichen Teil mitinanziert) werden.

8)	 Die Ausstrahlung der dänischen und friesischen Sprache in Rundfunkanstalten 
sollte nachdrücklich unterstützt werden. Der Rundfunkrat des NDR sollte dänische 
und friesische Gruppen umfassen. Es besteht Bedarf für mehr friesisch-sprachige 
Inhalte im NDR, ein monatliches Nachrichtenmagazin in der ARD/ZDF sowie stabile 
Finanzierung für Friisk Funk.
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9)	 Die Medienberichterstattung über ethnische/religiöse Gruppen in Deutschland 
unterliegt politischen Agendas, die nach wie vor Vorurteile gegenüber bestimmten 
Gruppen vorantreiben. Rechtliche Bestimmungen zur Transparenz von Medien-
inhalten sowie Sensibilisierungsprogramme zur Förderung von Diversität und 
Nichtdiskriminierung in deutschen Medien sind erforderlich.

10)	 Es besteht Bedarf zur Überprüfung des Klassifizierungssystems für Daten zu Hass-
verbrechen (etwa bei antisemitischen Straftaten), um ihre vielfältigen Ursprünge 
(z. B. die Identität der Täter*innen) anzuerkennen und um unterliegende Muster 
besser nachverfolgen zu können.

11)	 Die Überwachung von Personen, die gezielt VPNs verwenden, um Aktivitäten durch-
zuführen, die unter das Netzwerkdurchsetzungsgesetz fallen, sollte verstärkt werden.

12)	 Es besteht Bedarf für eine eingehende Analyse, wie rechtsextreme Netzwerke Teil 
öffentlicher Institutionen werden konnten (z. B. im Parlament, in der Polizei usw.). 
Dies erfordert rechtliche und mediale Untersuchungen.

13)	 Es ist wichtig, das Format des Dialogs und Austauschs zwischen zivilgesellschaft-
lichen Organisationen (CSOs) und dem Auswärtigen Amt beizubehalten, das 2016 
im Rahmen der deutschen OSZE-Präsidentschaft eingeführt wurde.

14)	 Racial Profiling im Kontext von Bewerbungen sowie Stereotypisierung und Vorurteile 
in Bezug auf Ethnie und Religion sind noch immer vorherrschend. Für Bewerbungen 
sollte ein eindeutiges Bewertungssystem eingeführt werden, das Entscheidungs-
prozesse bewertet und dokumentiert, um Diskriminierung durch Arbeitgeber*innen 
besser zu bekämpfen.

15)	 Es besteht Bedarf zur Stärkung der Beteiligung von Frauen am Arbeitsleben und 
einer Einführung verpflichtender Quoten, um eine “geschlechtsneutrale” Zusam-
mensetzung am Arbeitsplatz zu ermöglichen.

16)	 Männer sollten motivierter werden, Verantwortung für die Kinderbetreuung zu 
übernehmen. Dies könnte durch eine Verlängerung des Partnermonats auf sechs 
Monate erreicht werden, was Frauen entlasten und ihnen die Möglichkeit geben 
würde, zur geeigneten Zeit wieder in den Beruf einzusteigen.

17)	 Es ist wichtig, das Bewusstsein für demokratische Werte und die Vorteile einer 
diversen Gesellschaft unter Lehrkräften und Schüler*innen zu schärfen. Jede*r 
Lehrer*in sollte einmal im Jahr eine Diversity-Management-Schulung absolvieren.

18)	 Es sollten Informationsbroschüren für Mitarbeiter*innen über Weiterbildungsmöglich-
keiten und Programme an ihren Arbeitsplätzen bereitgestellt werden. Selbst wenn 
ein Arbeitgeber einer Mitarbeiterin eine Weiterbildung nicht direkt vorschlägt, sollte 
er über die Programme und Möglichkeiten zur persönlichen Weiterentwicklung im 
Unternehmen informiert sein.

19)	 Da noch immer Fälle von Racial Profiling bei Polizeibeamt*innen und in der Justiz 
gemeldet werden, ist es wichtig, Untersuchungen zu Racial Profiling durchzuführen, 
diesbezügliche Trends zu erkennen und Lösungen zur Bewältigung des Problems 



zu finden. Diskriminierende Praktiken sowie die Segregation von Sinti und Roma 
sollten beendet werden.

20)	Es ist wichtig, Sensibilisierungsprogramme durchzuführen, um die Stereotypisie-
rung und Stigmatisierung der Sinti- und Roma-Bevölkerung unter Lehrkräften an 
Schulen zu bekämpfen und staatliche Lehrpläne entsprechend zu überarbeiten.

21)	 Beschwerdemechanismen bei Misshandlung und Diskriminierung in Krankenhäus-
eren und durch ärztliches Personal sollten in allen Minderheitensprachen klar 
erklärt werden. Die Beschwerdestellen sollten in der Lage sein, Beschwerden in 
verschiedenen Sprachen voranzubringen (falls erforderlich, mit Hilfe eines/einer 
eigens beauftragten Dolmetscher*in), um sich in jedem Fall mit Diskriminierung/
Misshandlung gezielt auseinanderzusetzen.

22)	 Es sollten systematische Forschungen über die Auswirkungen intersektionaler 
Diskriminierung auf den Gesundheitszustand der Betroffenen durchgeführt werden.

23)	 Es besteht Bedarf für eine kritische Auseinandersetzung damit, inwiefern Klasse, 
“Rasse” und Religion in Deutschland zu Ausschlussmechanismen beitragen.

24)	 Es ist erforderlich, die Auswirkungen rechtsextremer Aktivitäten im Kontext der 
COVID-19-Demonstrationen zu bewerten und diese der Öffentlichkeit kritisch 
zugänglich zu machen.

25)	 Es ist notwendig, öffentliche Debatten über die jüdische und muslimische Präsenz 
in Deutschland zu fördern – einschließlich der Frage, wie sie im Kontext xenophober 
Diskurse instrumentalisiert werden.

26)	Ländliche Gebiete sollten in Diversity-Schulungen sowie zur Bewusstseinsbildung 
gegen Rassismus einbezogen werden.
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ANMERKUNGEN 
1	 Die neue Regierung aus Sozialdemokraten, Grünen und Liberalen trat ihr Amt am 08. Dezember 2021 an. Die vorliegende 

Bewertung befasst sich nicht mit ihrer voraussichtlichen Gesetzgebungsagenda, wenngleich es wahrscheinlich ist, dass einige 
kritische Fragen (etwa hinsichtlich der restriktiven Praxis bei der Gewährung der doppelten Staatsbürgerschaft) überarbeitet 
werden.

2	 Es gibt sehr genaue Statistiken über Einwanderer und Personen mit sog. “Migrationshintergrund”. Statistisches Bundesamt, 
“Population: Migration and Integration”, ohne Datum, abgerufen am 16. September 2021, https://www.destatis.de/EN/
Themes/Society-Environment/Population/Migration-Integration/node.html;jsessionid=0E3AE137BC1B68C3E039897CE786A3E3.
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Das Globale Zentrum für Pluralismus 
ist eine unabhängige, gemeinnützige 
Organisation die von seiner Hoheit 
dem Aga Khan und der Regierung von 
Kanada gegründet wurde. Wir arbeiten 
mit politischen Entscheidungsträgern, 
Pädagogen und Kommunalpolitikern 
auf der ganzen der Welt, um die 
transformative Kraft des Pluralismus 
zu stärken und umzusetzen. Unser 
Programm unterstützt Gesellschaften, 
die Ungerechtigkeit, Ungleichheit und 
Ausgrenzung erfahren haben, währen wir 
dem Kontext des jeweiligen Ortes gerecht 
werden.

Der Global Pluralism Monitor ist ein 
innovatives Messinstrument, mit dem 
der Zustand des Pluralismus in Ländern 
auf der ganzen Welt bewertet werden 
kann. Durch die ganzheitlichliche 
Untersuchung der Länder in den 
Bereichen Politik, Wirtschaft, sozialen 
und kulturellen Bereichen, liefert der 
Monitor Entscheidungen für politische 
Verantwortliche und Fachleuten, um die 
Ursachen der Ausgrenzung anzugehen 
und die Aussichten für Pluralismus zu 
verbessern.
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